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Die geplante Reform des familiengerichtlichen Verfahrens ist zu begriilen; sie
enthilt zahlreiche Elemente, die lingst tberfillig waren. Diese hervorzuheben
soll nicht Gegenstand dieser Abhandlung sein. Im Zentrum der nachfolgenden
Stellungnahme stehen zwei Bereiche aus dem vom Deutschen Bundestag am
27. Juni 2008 verabschiedeten ,,Gesetz zur Reform des Verfahrens in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit™ (FGG-
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Reformgesetz — FGG-RG).! Der Bundesrat hat am 19.09.2008 dem FGG-RG
zugestimmt; es tritt am 01.09.2009 in Kraft. Aus der Vielzahl der Neuregelun-
gen sollen zwei — Minderjihrige besonders betreffende — Regelungsbereiche
aus diesem Reformpaket im Mittelpunkt stehen: der Umgangspfleger (1684 111
3-5 BGB n.F.) und der Verfahrensbeistand (§ 158 FamFG).

I. Einleitung

1. Ausgangslage

Seit zehn Jahren besteht in Deutschland mit dem Kindschaftsrechtsreformge-
setz eine Neuregelung der elterlichen Sorge, des Umgangs sowie die Einfih-
rung eigenstindiger Interessenvertretung Minderjidhriger mittels der Verfah-
renspflegschaft (§ 50 FGG). Dies hitte zum Anlass genommen werden kon-
nen und miissen, sich umfassend mit der Bewihrung dieser Reform auseinan-
der zu setzen. Im Gegensatz zum Ausland gibt es in Deutschland sehr wenig
Scheidungsforschung. Die seinerzeit von der Bundesregierung in Auftrag ge-
gebene Begleitforschung? ist inzwischen nicht mehr reprisentativ, erfasst nicht
die seitherige Entwicklung und ist vor allem zudem erheblicher — auch metho-
discher — Kiritik? ausgesetzt.

Abweichend von der bisherigen und bewihrten Praxis der Rechtspolitik* legte
die Bundesregierung dem Parlament mit dem , Entwurf eines Gesetzes zur
Reform des Verfahrens in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG-Reformgesetz — FGG-RG)*“> einen Gesetz-
entwurf vor, der sich an keiner Stelle auf Rechtstatsachenforschung und
Rechtsvergleichung berufen kann. Zudem wire es dringend geboten gewesen,
insbesondere fiir die Entwicklung eines neuen Verfahrens in Kindschaftssa-
chen, sich die Erkenntnisse der in- und auslindischen Scheidungsforschung,
insbesondere der Psychologie, der Psychiatrie, der Kinder- und Jugendpsychi-
atrie sowie der Padiatrie und der Pidagogik, zu erschlieen. Zugegeben: ein

1 BR-Drs. 617/08.

2 Roland Proksch, Rechtstatsichliche Untersuchung zur Reform des Kindschaftsrechts,
2002.

3 Kerima Kostka, Im Interesse des Kindes?, 2004, S. 410 ff. sowie dies., Die Begleitforschung
zur Kindschaftsrechtsreform. Eine kritische Betrachtung, FamRZ 2004, S. 1924.

4 Vgl. etwa die umfangreiche Vorbereitung des Kindschaftsrechtsreformgesetzes mit
Rechtstatsachenforschung, Rechtsvergleichung und mehreren Gutachten aus unterschied-
lichen Disziplinen, BT-Drs. 13/4899, S. 50 f.

5 BT-Drs. 16/6308.
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mithsames Geschift, aber ein Kennzeichen solider Rechtspolitik auf dem Ge-
biet des Familienrechts.

2. Die Referenzen des FGG-RG — | Erkenntnisse der Wissenschaft“?!

Im Entwurf und in der regierungsamtlichen Begrindung findet sich nicht die
Spur auch nur eines Versuchs im interdiszipliniren Dialog sich des vorge-
schlagenen Weges zu versichern, obwohl der Regierungsentwurf vorgibt, dass
wErkenntnisse der |...] Wissenschaft beriicksichtigt werden“S Um welche ,,Erkennt-
nisse der Wissenschaft™ es sich dabei handelt, wird an keiner einzigen Stelle
des 359 Seiten langen Regierungsentwurfs angegeben. Dies scheint nach An-
sicht der Bundesregierung offensichtlich auch gar nicht erforderlich: Thre ex-
plizite und implizite Referenz ist eine vollig andere: Zu den ,,Leitlinien des
Entwurfs“? zihlt die ,,Einfihrung von Elementen des sog. Cochemer Mo-
dells*8. Nun ist hier nicht der Ort iiber gute Rechtspolitik unter Einbeziehung
von humanwissenschaftlichen Erkenntnissen ausfiihrlich zu referieren. Aber
der von der Regierung genannte Bezugspunkt zwingt zu einigen wenigen An-
merkungen: Obwohl das sogenannte Cochemer Modell nach Angaben seines
Protagonisten seit 1992/93 praktiziert wird® und in ,,nabezu allen Fallen 10 ,,anch
in einschlagigen Fallen der Gefabrdung des Kindeswobls nach MafSgabe der Bestimmmungen
des § 1666 BGB ‘! hilft, liegt bis zum heutigen Tage keine reprisentative Eva-
luation durch unabhingige Experten hinsichtlich der Bewihrung und der
Nachhaltigkeit dieses ,,Modells* vor: , Eine Auswertung [...] steht noch aus‘'? so
Rudolph, dennoch: ,,Die Nachhaltigkeit |...] ist sicher®13 Sozialwissenschaftlich
nennt man so etwas Selbstevaluation. Wenn dies die einzige und maf3gebliche
Studie ist, auf die sich das verabschiedete Reformvorhaben berufen kann, dann
muss offensichtlich dieses Modell eine solche Anziehungs- und Uberzeu-
gungskraft, einen solchen Charme, eine solche Sogwirkung auf unsere Rechts-
politiker landauf und landab ausgel6st haben, dass alle bewihrten Methoden
zur Vorbereitung einer so grundlegenden Reform des gerichtlichen Verfahrens
mit dem Zauberwort ,,Cochemer Modell auller Kraft gesetzt werden konn-
ten. Ldsst sich der Deutsche Bundestag und dessen Rechtsausschuss was vor-
machen?! Zudem verstoB3t dieses sogenannte Cochemer Modell gegen elemen-

6 BT-Drs. 16/6308, S. 164.

7BT-Drs. 16/6308, S. 163.

8 BT-Drs. 16/6308, S. 164.

9 Jiirgen Rudolph, Du bist mein Kind, 2007, S. 31.
10 Ebd.

11 Ebd., S. 32.

12 Ebd., S. 57.

13 Ebd., S. 58.
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tare Grundsitze des Rechtsstaatsprinzips, des Datenschutzes, der Schutzauf-
trige aus Art. 2 und 6 11 2 GG. ,,Seit 1996 musste in den familiengerichtlich getroffe-
nen Regelungen in lediglich zwei Konfliktkonstellationen eine streitige Entscheidung um
Aufenthalt der beteiligten Kinder getroffen werden*'* so Rudolph. Dass die Rechtspoli-
tik der Bundesregierung, aber auch mancher Landesjustizminister diesem Zau-
ber erliegt, verwundert kaum: Schwierigkeiten, Leid, Streit um Umgang und
Sorgerecht, Kindeswohlgefihrdungen, Herausgabestreitigkeiten um (Pflege-)
Kinder u.v.a.m. kénnen angeblich zum Verschwinden gebracht werden. Wel-
cher auch um Ressourcen besorgte Rechtspolitiker wird nicht diesen (Heils-)
Versprechungen erliegen? Nun, ohne weiteres wire es moglich, mit relativ
geringem Aufwand diese Erfolge und ihre Nachhaltigkeit durch unabhingige
Scheidungsfolgenforschung zu evaluieren — dies ist bis heute nicht geschehen.
Zudem werden die erfolgreichen Anstrengungen und lehrreichen Erfahrungen
zahlreicher, seit vielen Jahren praktizierender Modelle etwa in Berlin, Miin-
chen,!> Regensburg und an vielen anderen Orten vollig ausgeblendet, die nicht
diesen Absolutheitsanspruch des ,,s0g. Cochemer Modells* erheben. Hinzu
kommen die zahlreichen Einwinde gegeniiber diesem Referenzmodell der
Bundesregierung aus Wissenschaft, von Fachverbinden und Praktikern, die
alle nicht im Stande waren, zumindest Nachdenklichkeit bei den verantwortli-
chen Rechtspolitikern auszuldsen. Um keine Missverstindnisse entstehen zu
lassen: Alle auf ein Einvernehmen zielenden Anstrengungen sind sehr zu be-
griilen. Nur gibt es Fallkonstellationen, in denen die Wahrung des Kindes-
wohls!6 und Sicherheitsfragen im Vordergrund stehen missen und in denen
wir nicht um gerichtliche Entscheidungen kommen.

14 Ebd.,, S. 57.

5 So stellt z.B. im Gegensatz zum sogenannten Cochemer Modell der ,Leitfaden des
Familiengerichts Minchen® (Stand 05.11.2007) ausdriicklich sicher: ,,In bestimmten Fillen,
wie hansliche Gewalt und Kindeswoblgefibrdung, bat das Gericht die Maglichkeit eines abgednderten
Verfabrens, wie 3.B. getrennte Anbirungen, geschlechtsspezifische parteiliche Beratung. Die Sicherung des
Kindeswobls und des Opferschutzes hat dabei absoluten 1 orrang.

16 Eine Interessenvertretung des Kindes ist im sogenannten Cochemer Modell nicht vor-
geschen, zudem wird das Kind nicht angehért.
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I1. Der Umgangspfleger

1. Statistische Ausgangslage

Statistik der familiengerichtlichen Regelung des Umgangs gem. § 1684 BGB!”

Jahr Regelung des | mit Scheidung | abgetrennt allein anhén-
Umgangs anhingig gig
1999 27.754 2.786 137 24.831
2000 30.547 2.458 219 27.870
2001 31.610 2.477 263 28.870
2002 33.800 2.399 295 31.106
2003 35.156 2.473 384 32.229
2004 36.653 2.648 456 33.549
2005 36.469 2.562 447 33.460
2006 37.628 3.467 408 33.753
2007 38.697 3.183 1.150 35.042

2., Fakten, Fakten, Fakten®

Es gibe viele Fragen, die vor einer so umfassenden Reform hitten beantwor-
tet sein missen: Ob die erwihnten 38.697 im Jahre 2007 erfolgten gerichtli-
chen Umgangsregelungen in Deutschland unter getrennt lebenden bzw. Ex-
Eheleuten oder zwischen nicht miteinander verheirateten Eltern stattfanden?
Ob die wachsende Zahl gerichtlich ausgetragener Konflikte in diesem sensib-
len Bereich fiir ein Mehr an tatsichlich wahrgenommenem Umgang sprechen,
ist schwer zu beantworten. Nach der durch das Kindschaftsrechtsreformgesetz
(1998) erfolgten Gleichstellung dieser Elterngruppen im Umgangsbereich war
zunichst ein Anstieg der Konflikte eher unter Eltern, die nie miteinander ver-
heiratet waren, erwartet worden. Hingegen berichten Praktiker aus der Famili-
engerichtsbarkeit, dass sich Umgangskonflikte nach wie vor weit tiberwiegend
unter getrennt lebenden verheirateten oder geschiedenen Eltern abspielen.

17 Statistisches Bundesamt, Rechtspflege, Familiengerichte, Tabelle 2.1, Lfd. Nr. 17,
2001 ff.
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Unabhingig vom gewihlten Sorgerechtsmodell leben die allermeisten Kinder
getrennt lebender Eltern nach wie vor bei ihren Mittern und so verwundert es
wenig, dass weit iiberwiegend Antrige auf eine gerichtliche Umgangsregelung
von Vitern gestellt werden. An der Wahrnehmung der tatsichlichen Verant-
wortung fiir die Kinder haben weder in Deutschland noch im Ausland die das
gemeinsame Sorgerecht priferierenden Sorgerechtsmodelle bislang in grolem
Umfang etwas zu dndern vermocht: So leben z.B. in Deutschland von den
Kindern, deren Eltern nach einer Scheidung (zu etwa 90%) gemeinsam sorge-
berechtigt bleiben, 85% nach wie vor bei den Miittern. Alleinsorge nach
Scheidung/Trennung besteht aufgrund tbereinstimmenden Antrags bei etwa
5-8% der Eltern, so dass um das Sorgerecht inzwischen nur noch in etwa 2-
5% aller Fille gestritten werden diirfte. VOllig anders sicht es beim Umgangs-
recht aus. Zu fragen ist: In wie vielen von den 38.697 gerichtlich ausgetragenen
Umgangsstreitigkeiten spielen hdusliche Gewalt oder sexueller Missbrauch eine
Rolle? Welchen Anteil haben Umgangskonflikte um Pflegekinder,'® in wie
vielen geht Fillen es um den Umgang mit Enkelkindern? Wie alt sind die Min-
derjihrigen in diesen Umgangskonflikten? Werden sie persénlich beim Famili-
engericht angehort? Welchen Finfluss auf die Gerichtsentscheidungen haben
ihre Winscher!? Werden Minderjidhrigen in Umgangskonflikten qualifizierte
Verfahrenspfleger an die Seite gestellt? Wie hidufig und welche Zwangsmal3-
nahmen zur Durchsetzung des Umgangs?) werden angeordnet und vollstreckt
und welche langfristig tragenden Erfolge konnten erreicht werden? Wie ergeht
es Kindern bei einer Durchsetzung des Umgangs unter Zwang? Welche (lang-
fristigen) Erfolge erzielen die bereits nach geltendem Recht eingesetzten Um-
gangspfleger? In welchen Rechtsordnungen hat ein Ausbau der Zwangsmal-
nahmen zu welchen kurz- und langfristigen Erfolgen gefithrt? Welche zusitzli-
chen Probleme entstehen durch die Verhidngung von Ordnungsgeld und Ord-
nungshaft (§ 89 FamIG)?2! Wohin kommen die Kinder wihrend der gegen

18 Hierzu Ludwig Salgo, Umgang mit Kindern in Familienpflege — Voraussetzungen und
Grenzen, FPR 2004, S. 419.

19 Siehe Jorg Fichtner, § 1684 BGB und die Kindschaftsrechtsreform aus der Sicht des Fami-
liengerichtes, in: Wassilios E. Fthenakis (Hrsg.), Begleiteter Umgang von Kindern. Ein
Handbuch fir die Praxis, 2008, S. 169, 181 ff.; Michael Kilch/ Jorg M. Fegert, Die umgangs-
rechtliche Praxis aus der Sicht der Kinder- und Jugendpsychiatrie, FamRZ 2008, S. 1573,
1577.

20 Hierzu Bianca Kloeckner, Die Durchsetzung der Kindesherausgabe und des Umgangs-
rechts im Elternstreit, 2002.

2t Bereits kritisch gegentiber der Zwangshaft Yvonne Gottschalk, Boykottierter Umgang —
zwangsweise Durchsetzung von Umgangsregelungen und Grenzen staatlicher Interventi-
onsmoglichkeiten, FPR 2007, S. 308, 309; dies., Prifungsumfang im Rahmen der Vollstre-
ckung einer Umgangsregelung, FPR 2008, S. 417.
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den Betreuungselternteil verhingten Ordnungshaft?? — hiufig werden sie nicht
zum Umgang begehrenden Elternteil gebracht werden kénnen? Wer trigt die
nicht geringen Kosten der Unterbringung der Kinder wihrend dieser Ord-
nungshaft? Generell: Welche Kosten entstehen durch die Ausweitung der
Zwangsmal3inahmen und wer trigt diese tatsichlich??> Welche Ergebnisse wer-
den durch gerichtlich angeordneten begleiteten Umgang gem. § 1684 IV 3
BGB (eingefiihrt 1998) erreicht — auch hier liegen wie beim sogenannten Co-
chemer Modell* bislang nur Selbstevaluationen der Anbieter solcher Maf3-
nahmen oder nicht reprisentative Untersuchungen mit geringer Fallzahl vor?
Zu allen diesen und zahlreichen weiteren Fragen, die vor Verschirfungen der
bereits existierenden Zwangsmalinahmen und vor der Etablierung des Um-
gangspflegers (1684 111 3 BGB n.F.) hitten beantwortet sein missen, gibt es in
Deutschland keine reprisentative und wissenschaftlichen Kriterien gerecht
werdende Forschung insbesondere zur Nachhaltigkeit solcher Mal3nahmen.
Nach derzeitigem Erkenntnisstand spricht vieles dafiir, dass die Ausweitung
von Zwangsmal3nahmen im Umgangskontext und in zahlreichen Fillen der
Einsatz von Umgangspflegern zusitzliche Probleme schafft statt solche zu
l6sen. Der Staat ldsst sich dazu instrumentalisieren, dass aus einer oft nicht
glnstigen Situation ein Zustand entsteht, der durch staatliche Intervention
noch schlechter, ja zu einem das Kindeswohl jetzt tatsichlich gefihrdenden
wird.

3. Differenzierter Umgang mit dem Umgang?!

Eine differenzierte Einstellung etwa zu Umgang und hiuslicher Gewalt, zu
Umgang bei Pflege- und Heimkindern, zu Umgang bei hochstreitigem Eltern-
konflikt und Umgang nach Kindeswohlgefihrdung scheint sich in Deutsch-
land in der Fachdiskussion allmihlich herauszubilden, von alledem fand sich
zunichst kaum etwas im Regierungsentwurf des FGG-RG. In vielen anderen
Staaten steht bei hiuslicher Gewalt die Sicherheit des Kindes und des betreu-

2 Die Verhingung von Ordnungsmalinahmen in Sorge- und Umgangssachen (§ 89 I
FamFG) wurde auf Empfehlung des Rechtsausschusses dahingehend gedndert, dass die
Soll-Vorschrift aus dem Regierungsentwurf in eine Kann-Vorschrift umgewandelt wurde.

2 An die 100.000 € wurden in einem bekannt gewordenen Fall aus Mitteln des Jugendam-
tes ausgegeben, vgl. Ludwig Salgo, Grenzen der Staatsintervention zur Durchsetzung des
Umgangsrechts, Anmerkungen zu den Entscheidungen des AG Frankfurt am Main, Abt.
Hochst, FamRZ 2004, S. 1995 und des OLG Frankfurt am Main, FamRZ 2002, S. 1585,
in: Festschrift fur Dieter Schwab, Perspektiven des Familienrechts, 2002, S. 891-910
m.w.N.

2 Vel. hierzu Ludwig Salgo, Stellungnahme fir die 6ffentliche Anhérung des Rechtsaus-
schusses des Deutschen Bundestages zum FGG-RG — BT-Drs. 16/6308 vom 13.02.2008,
S. 89 ff.
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enden Elternteils an erster Stelle und danach erst und an zweiter Stelle — und
nur bei Bereitschaft des Gewalt ausiibenden Elternteils zur Verantwortungs-
tibernahme — die Regelung des Umgangs.?> Vergeblich suchte man im Regie-
rungsentwurf des FGG-RG2° nach entsprechenden Differenzierungen der
Konfliktkonstellationen: Weder bei den Anderungen im materiellrechtlichen
noch im verfahrensrechtlichen Teil fanden sich die notwendigen Differenzie-
rungen. Immerhin hat der Rechtsausschuss an mehreren Stellen hier den Re-
gierungsentwurf modifiziert.?’

Es besteht die Gefahr, dass die zahlreichen verschirften Instrumente zur
Durchsetzung von Umgang im FGG-RG noch mehr Leid schaffen und eine
kaum absehbare Kostenflut auslosen.?8 Wie konnte es zu diesen Missverstind-
nissen kommen, oder handelt es sich sogar um Ignoranz? Dass der Umgang
dem Wohl des Kindes dienen soll, nur dariiber scheint Einigkeit zu bestehen.
Wie triigerisch diese ,,Einigkeit® ist, stellt sich nur zu oft alsbald heraus. ,,Zum
Wohl des Kindes gehort in der Regel der Umgang mit beiden Elternteilen®
(§ 1626 III 1 BGB); diesen Ausgangsfall der Gesetzgebung wird man kaum
bestreiten konnen. Die Aussage des Gesetzes diirfte in der Regel in den Fillen
noch am ehesten Geltung beanspruchen, in denen nicht die Gerichte oder der
staatliche Vollstreckungsapparat zur Umgangsregelung in Anspruch genom-
men werden: ,Kategorien, die in Normalfall familiaren 1ebens eine Rolle spielen, sind in
(diesen) 1V erfabren nicht mebr giiltig.“*® Ob sich dartiber hinaus die grundsitzliche
Aussage zur Kindeswohldienlichkeit des Umgangs sozialwissenschaftlich bele-
gen lisst, ist eine vollig andere Frage. Deutsche und US-amerikanische sozial-
wissenschaftliche Studien stimmen darin Uberein, dass ,,nzur geringe Vorteile der
Kinder [sich abzeichnen], die haufigen Kontakt zu ihren aufSerbalb lebenden Eltern ha-
ben30 und sich ,,die Haufigkeit des Kontaktes gum Vater als fast bedeutungslos aus-

3 Vel. Ludwig Salge, Hiusliche Gewalt und Umgang, in: Jorg M. Fegert/Ute Ziegenhain
(Hrsg.), Hilfen fir Alleinerziehende, 2003, S. 108 ff.

26 BT-Drs. 16/6308.

27 Vgl. BT-Drs. 16/9733, Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses v.
23.06.2008: Wesentliche Verdnderungen und Erginzungen erfuhr der Regierungsentwurf
im Rechtsausschuss insbesondere in den §§ 33 1, 89 I, 128 I, 133 I Nr. 2, 154, 156 I 1 und
IIT 3, 157 1II 2, 163 III FamFG; vgl. auch die Stellungnahmen insbes. von Ludwig Salgo,
Sybilla Fliigge und Susanne Nothafft wihrend der Expertenanhérung vom 13. Februar 2008,
Protokoll der 88. Sitzung des Rechtsausschusses.

2 Vgl. nimliche Befiirchtung der Bundeslinder, die u.a. deshalb eine Streichung des Um-
gangspflegers gefordert hatten, BT-Drs. 16/6308, S. 400, Nr. 118.

2 Kileh/ Fegert (Anm. 19), S. 1576.

30 Mechthild Godde/ W assilios E. Fthenakis, Zur Bedeutung des Fortbestandes der Eltern-
Kind-Beziehung nach einer elterlichen Trennung und Scheidung: Stand der Forschung, in:
Wassilios E. Fthenakis (Hrsg.), Begleiteter Umgang von Kindern. Ein Handbuch fir die
Praxis, 2008, S. 72.
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weist“31 Nicht der Umgang selbst, vielmehr seine Art und Qualitit sind das
Entscheidende, so lieBe sich die Quintessenz der nationalen und internationa-
len Scheidungsforschung zusammenfassen.?? Ausschlaggebend fiir die positive
Entwicklung von Kindern nach Elterntrennung ist noch nicht einmal der Um-
gang, vielmehr gibt den entscheidenden Ausschlag fiir das Wohlergehen des
Kindes die Qualitit der Versorgung durch den Betreuungselternteil und die
materielle Situation in diesem Haushalt:33 /... ] i is the relationship with the prima-
ry carer (usually the mother) that is the most important predictor or influence on children s
adjustment“3* Und eben diese fir die Kindesentwicklung wichtigste Beziehung
wird durch Elemente des FGG-RG bedroht. Dass Umgang unter normalen
Umstinden fir das Kind durchaus positive Wirkungen in vielerlei Hinsicht
haben kann, ldsst sich ebenso wenig bestreiten, wie dass das Unterbleiben von
Umgang keineswegs zwangsliufig zu Fehlentwicklungen fiihren muss. Indes
ist erwiesen, dass bei Misshandlung und Vernachlissigung, bei Konfrontation
des Kindes mit hduslicher Gewalt sowie bei fortwihrenden schweren Konflik-
ten der Eltern untereinander® der Umgang fiir das Kind zu schwerwiegenden
Schidigungen fiihren kann.3¢ Somit misste die Regelvermutung von der Kin-
deswohldienlichkeit des Umgangs in den genannten Kontexten (hiusliche
Gewalt, Kindeswohlgefihrdung, bei Heim- und Pflegekindern, unverinderba-
res hohes Streitniveau der Eltern) in jedem Einzelfall hinterfragt werden. Dies
geschieht aber in der Praxis hdufig nicht. Vielmehr entstand in den letzten
Jahren der Eindruck, dass viele Gerichte im nicht stattfindenden Umgang die
Gefahr fir die Kinder schlechthin erkannten, massive Gefihrdungen durch
und beim Umgang hingegen iibersahen. Es gibt etliche Todesfille im Um-
gangskontext zu beklagen; erhebliche bereits im gerichtlichen Erkenntnisver-
fahren deutlich erkennbare massive Gefahren wurden ignoriert.

3t Gidde/ Fthenakis (Anm. 30), S. 73: globaler in der Literatur berichteter Befund, der nach
Meinung der Autoren nicht voreilig als Bedeutungslosigkeit der Bezichung ausgelegt wer-
den dirfte.

32 Kostka (Anm. 3), S. 206 ff.
35 Frank Furstenberg/ Andrew J. Cherlin, Geteilte Familien, 1993, S. 112 ff.

3 Liz Trinder, Working and not working contact after divorce, in: Andrew Bainham u.a.
(Hrsg.), Children and their Families, 2003, S. 10.

35 Deutsche Standards zum Begleiteten Umgang, 2008, S. 2: ,,In einem solchen Streitklima
koénnen sich hiufige Vater-Kind-Kontakte sogar negativ auf die kindliche Entwicklung
auswirken.*

3 Sajgo (Anm. 25), S. 108 ff.; Heinz Kindler/ Joseph Salzgeber/ Jorg Fichtner/ Annegret Werner,
Familidre Gewalt und Umgang, FamRZ 2004, S. 1241 ££.; Joan Hunt/ Ceridwen Roberts, Child
contact with non-resident parents, in: University of Oxford, Department of Social Policy
and Social Work (Hrsg.), Family Policy Briefing 3, January 2004, S. 3: “Where there is abuse or
neglect, exiposure to domestic violence or severe parental conflict, contact can be extremely damaging fo
children.”
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4. Umgang — das Entstehen eines neuen Industriezweigs?!

Ein ebenfalls in vielen Lindern zu beobachtendes Phinomen ist seit einigen
Jahren das Entstehen einer neuen mit Umgang befassten ,Industrie”, die
,» Theorien® und ,,LLosungen® mit Erfolgsrezepten verspricht, Publikationen,
Trainingskurse, neue Berufsbilder und Vollstreckungsorgane (z.B. Umgangs-
pfleger, mit besonderen Zwangsmitteln und Befugnissen ausgestattete ,,special
masters” in Einzelstaaten der USA), Richtlinien u.v.a.m. anbietet. In den USA
gibt es fiir das alles Vorbilder, zum Beispiel so genannte Umgangszentren mit
wachsamen Marshalls, in denen sich Vater oder Miitter mit ihren Kindern
treffen. Am Eingang stehen Metalldetektoren, jeder Quadratzentimeter im
Begegnungsraum ist von Kameras erfasst, weil solche Treffen gefihrlich sein
koénnen. Auch wenn sich erfreulicherweise im FGG-RG wenig hiervon findet,
so sind die Zeichen in diesem Reformpaket eindeutig: Wir risten im Um-
gangsbereich gerade nach: ,Verschirfung der Sanktionsmdglichkeiten bei
Vollstreckung von Kindesumgangsentscheidungen: Einfihrung von Ord-
nungsgeld und -haft bei Missachtung gerichtlicher Umgangsregelungen® und
,Einfuhrung des Umgangspflegers zur Erleichterung der Durchfiihrung des
Umgangs in Konfliktfillen®“37; hierher gehért auch die Verpflichtung fir das
Gericht zur Durchfiihrung einer férmlichen Beweisaufnahme (§ 30 III
FamFG). Die in der Freiwilligen Gerichtsbarkeit im Vordergrund stehende
Rechtsfiirsorge sowie die Tatsache, dass in vielen ihrer Verfahrensarten die
Initiative nicht den Beteiligten tiberlassen ist, machen den Freibeweis fiir die
Freiwillige Gerichtsbarkeit notwendig.3® Staaten mit adversarialen Verfahren
und Prozessordnungen mussten Elemente der Amtsmaxime einfithren, um
dem Vorrang des Kindeswohls gerecht zu werden.?

Statt Einfiihrung des Strengbeweises (§ 30 FamFG) und damit einer zusitzli-
chen Verschirfung des ohnehin aufgeladenen Streitklimas sollte Richtern ge-
nigend Zeit eingerdiumt werden, damit sie in Kindschaftssachen umfassend
ihrer Verpflichtung zur Ermittlung von Amts wegen (§ 12 FGG, kiinftig § 26
FamFG) nachkommen kénnen. Hier sind insbesondere interdisziplinire Schu-
lungen der Richterschaft zu den zahlreichen Dimensionen der Wahrung des
Kindeswohls (insbesondere zu Risiko- und Gefihrdungsanalysen) erforderlich.
Der Deutsche Bundestag hat ein weiteres Mal die Gelegenheit verpasst, im

3 BT-Drs. 16/6308, S. 1 £.

38 Walter Habscheid, Freiwillige Gerichtsbarkeit, 7. Aufl. 1983, § 21 II, S. 157.

% Vgl. hierzu Ludwig Salgo, Die Vetfahrenspflegschaft in Deutschland, in: Stefan Blum/
Michelle Cottier/ Daniela Migliazza (Hrsg.), Der Anwalt des Kindes. Ein Europiischer Ver-
gleich zum Recht des Kindes auf eine eigene Vertretung in behérdlichen und gerichtlichen
Verfahren, 2008, S. 59 ff. und ebd. Mervin Murch, Rechtsvertretung von Kindern in famili-
enrechtlichen Verfahren in England und Wales, S. 3, 6 f.
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Rahmen einer bundesrechtlichen Rahmenregelung fiir die Landesrichtergeset-
ze die Verpflichtung einzufithren, dass am Familiengericht titige Rich-
ter/innen einer Fortbildungspflicht insbesondere in nachfolgenden Bereichen
unterliegen: Gesprichsfihrung (auch mit Kindern), Grundbegriffe der Ent-
wicklungspsychologie, Risikoanalysen im Bereich von Kindeswohlgefihrdung
und hauslicher Gewalt — wie es der Deutsche Bundestag, zahlreiche Fachver-
binde und Stimmen aus der Wissenschaft, in Ubereinstimmung damit auch
das Bundesverfassungsgericht, lingst gefordert hatten.40

5. Nicht stattfindender Umgang = ,,Gefidhrdung des Kindeswohls*?!

Ist ein Kind als ein ,,erheblich gefihrdetes™ einzustufen, weil es Probleme mit
dem Umgang gibt? Der humanwissenschaftliche Befund ist viel differenzierter.
Eine Beziehung zu beiden Eltern ist natiirlich wiinschenswert und im Normal-
fall eine Bereicherung fir das Kind.#! Aber es muss die Beziechung wollen.
Ideal sind Eltern, die sich nach einer Trennung auf die Bediirfnisse ihres Kin-
des einstellen, sich friedlich einigen, erforderlichenfalls von sich aus Beratung
in Anspruch nehmen und fiir die Regelung ihrer intimen familidren Angele-
genheiten nicht den Staat bemiihen. Namhafte Psychologen und Scheidungs-
forscher stellen fest, dass Umgang lange nicht die Bedeutung hat, die ihm von
manchen Gesetzesmachern, Gerichten u.v.a. beigemessen wird. Viel wichtiger
ist, dass das Kind zu Hause gut versorgt und betreut wird, keine materielle Not
leidet, in Schule und Freundeskreis integriert aufwichst und den Alltag gut
bewiltigt.#?> Einen sozialen Abstieg durch die Scheidung erleben Kinder als
gravierender als einen vortbergehend ausgesetzten, fehlenden oder unregel-
miBigen Umgang.

Experten empfehlen sogar eine Aussetzung des Umgangs nicht nur bei hausli-
cher Gewalt und nicht vorhandener Bereitschaft zur Verantwortungsiiber-
nahme durch den Gewalt ausubenden Elternteil, sondern auch in anderen
Fallkonstellationen, solange Eltern ihre Konflikte ungehemmt austragen:

/.| mangelnde Kontakte zum getrennt lebenden 1 ater [sind] nicht generel] mit Be-
lastungen seitens der Kinder verbunden |...], ein verminderter Kontakt mag gerade in

# BT-Drs. 8/2788, S. 42; BVerfGE 55, S. 171, 180.
41 Kaleh/ Fegert (Anm. 19), S. 1576.
2 Kilch/ Fegert (Anm. 19), S. 1578.
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Jenen Familien als hilfreicher Ausweg dienen, in denen die Eltern ihre Feindseligkeiten
nicht siberwunden haben. “*3

Gravierende Belastungen solcher Art kénnen bei Kindern zu kérperlichen
Beschwerden und depressiven bis suizidalen Tendenzen fithren, dies ist empi-
risch nachgewiesen: Wihrend Kinder mit geringem Koalitionsdruck der Eltern
von hiufigen Kontakten profitieren, ist die Depressivitit der Kinder bei hiufi-
gen Kontakten zum Vater betrichtlich, wenn der Koalitionsdruck der Eltern
hoch ist.# Mit welchen Zwangsmitteln des Staates werden Einstellungen der
Eltern (Feindseligkeiten) zueinander verandert werden kénnen? Und wie wird
es moglich sein, dass die gegen einen Elternteil gerichteten Zwangsmal3nah-
men sich nicht auf das Kind auswirken? Schnell fallen Begriffe aus dem militd-
rischen Begriffsarsenal wie ,,Kapitulation® — man diirfe nicht ,,aufgeben®. Den
Staat und seine Organe als Inhaber des Gewaltmonopols zeichnet jedoch u.U.
auch ein Machtverzicht — Selbstbeschrinkung richterlicher Machtausiibung —
aus:

Ergibt die Abwigung im Einzelfall, dass das Kind im Falle eines Eingriffs letztlich
starker belastet wiirde als bei Fortbestand des status quo, so hat eine familiengerichtli-
che Anordnung zu unterbleiben — die Wiichtermacht des Staates ist an ibre Grengen
gestofsen, die vom Obhutselternteil dem Kind zugefiigte Interessenbeeintrachtigung ist
von diesemt als Schicksal u tragen.*+>

Es spricht sogar einiges dafiir, dass der Einsatz von Zwang im Umgangsbe-
reich unerwiinschte Bumerangeffekte erzeugt und hierdurch langfristig die
Chancen fir Beziehungen verbaut werden.#6 Unter Anwendung von Zwangs-
mitteln verstirkt sich die Ablehnung des Kindes und hilt oft bis ins Erwach-
senenalter an,*’ vor allem, wenn das Kind eigene Grunde fir seine Haltung

4 Sabine Walper, Kontextmerkmale gelingender und misslingender Entwicklung von Kin-
dern in Einelternfamilien, in: Jérg M. Fegert/Ute Ziegenhain (Hrsg.), Hilfen fir Alleiner-
ziehende, Die Lebenssituation von Einelternfamilien in Deutschland, 2003, S. 148, 163.

4 Walper (Anm. 43), S. 153 und dies., Das Umgangsrecht im Spiegel psychologischer For-
schung, in: Sechzehnter Deutscher Familiengerichtstag, Bielefeld 2006, S. 100, 108, 121;
(erzwungene) Kontakte kénnen unter solchen Umstinden ,,selbst zu einem chronischen
Belastungsfaktor werden®, so Kilh/ Fegert (Anm. 19), S. 1577.

45 Michael Coester, in: J. von Staudingers Kommentar zum Burgerlichen Gesetzbuch mit
Einfuhrungsgesetz und Nebengesetzen, Buch 4: Familienrecht, 2004, § 1666, Rn. 131.

4 Kalch/ Fegert (Anm. 19), S. 1577.

4 Judith S. Wallerstein/ Julia M. Lewis/ Sandra Blakeslee, Scheidungsfolgen, Die Kinder tragen
die Last, 2002, S. 319.
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hat. Handelt es sich ,,nur® um Beeinflussungen*® durch einen Elternteil, geben
Kinder in den meisten Fillen ihre Ablehnung nach einiger Zeit auf:

,Kein Kind ans unserer Studie hatte durchgebend die negative Meinung eines Eltern-
terls diber den anderen iibernommen. Dennoch nabmen die Kinder, als sie noch jiinger
waren, zmweilen Partei vor allem fiir jene Seite, um die sie sich am meisten Sorgen
machten oder die sie am meisten bemitleideten. Aber keine dieser Allianzgen siberdan-
erte die mittlere Adoleszenz. “ %

Es ist durch die Scheidungsforschung belegt, dass die Kinder und Jugendli-
chen dann mit oder ohne Billigung von Mutter oder Vater den Kontakt zum
jeweils anderen suchen und finden. Das, was Kinder wollen (auch iltere),
scheint fiir die Rechtspolitik jedenfalls im Umgangskontext aber keine allzu
grolle Bedeutung zu haben.’® Im Gegenteil: Die Zumutung an den betreuen-
den Elternteil, den gegen den Umgang stehenden Willen des Kindes mit nahe-
zu allen Mitteln zu brechen, sind sehr hoch: ,ein fehlendes 1 ertretenmiissen (fur
die ablehnende Haltung des Kindes) witrd ,,zur dann anzunehmen sein, wenn er im
einzelnen darlegt, wie er anf das Kind eingewirkt hat, um das Kind zum Umgang zu bewe-
gen“S1 so die regierungsamtliche Begriindung. Wo bleibt die Menschenwiirde
des Kindes, die Beachtung seiner Personlichkeitsrechte? Auch ihm kénnen
Umgangsverweigerungsrechte zustehen. Und: Warum erschwert und unter-
gribt der Staat die durch Trennung und Scheidung der Eltern ohnehin belaste-
te Eltern-Kind-Beziechung zum Betreuungselternteil zusitzlich? Der Staat mit
seinen knappen Ressourcen stellt an dieser Stelle immer mehr Mittel bereit.
Millionen werden jahrlich fir Umgangsbegleitung ausgegeben, allerdings ken-
nen wir den Erfolg dieser Ma3nahmen nicht.>> Welchen Eindruck hinterlisst
die zwangsweise Durchsetzung des Umgangsrechts durch den Staat mittels
Polizei, Gerichtsvollzieher und Umgangspfleger beim Kind?>? Dass die ,,.4#-

4 Hs gibt ebenso wenig unbeecinflusste Kinder wie solche Erwachsenen. Sozialisation
zeichnet sich dadurch aus, dass Kinder das sozial Erwlinschte iibernehmen: ,,Dieses allge-
meine Phanomen kann nicht mit einer willentlichen Instruktion, einem Aufbetzen oder gar mit einer
JAlienation’ gleichgesetzt werden. Es hat vielmehr mit der kognitiv emotionalen Entwickinng von Kindern
g tin ', so Kaleh/ Fegert (Anm. 19), S. 1575.

¥ Judith S. Wallerstein/ Julia M. Lewis, Langzeitwitkungen der eltetlichen Ehescheidung auf
Kinder, FamRZ 2001, S. 65, 70.

50 Vel. hierzu insbesondere Kaleh/ Fegert (Anm. 19), S. 1577.

51 So die regierungsamtliche Begrindung zu § 89 FamFG, BT-Drs. 16/6308, S. 218.

52 Auch Jirg Fichtner, Evaluation und Qualititssicherung bei begleitetem Umgang, in: Was-
silios E. Fthenakis (Hrsg.), Begleiteter Umgang von Kindern. Ein Handbuch fur die Pra-
xis, 2008, S. 510 ff., beantwortet diese Fragen nicht.

53 Zu den erheblichen emotionalen Belastungen vgl. Claudia Reinhold/V anessa Fried-
rich/ Heing Kindler, Qualitit beobachtbarer Eltern-Kind-Interaktion wihrend begleiteter
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wendung unmittelbaren Zwangs gegen ein Kind [...] nicht zugelassen werden [darf], wenn
das Kind heransgegeben werden soll, um das Umgangsrecht anszuiiben* (§ 33 11 2 FGG;
§ 90 I 1 FamFG), ist ein schwacher Trost, umgehen doch einzelne Gerichte
dieses Verbot indem sie bei nicht stattfindendem Umgang eine ,,Gefihrdung
des Kindeswohls“ i.S.v. § 1666 I BGB unterstellen, was den Einsatz auch von
Gewalt gegen das Kind wie gegen den Umgang vereitelnden Elternteil recht-
fertigen soll.>*

6. ,,Der Umgangspfleger” — Umgehung eines gesetzlichen Verbotsr!

Der Bundestag hat § 1684 III BGB um einen dritten Satz erweitert:

WWird die Pflicht nach Absatz 2 danerbaft oder wiederholt erheblich verletzt, kann
das Familiengericht anch eine Pflegschaft fiir die Durchfithrung des Umgangs anord-
nen (Umgangspflegschaft). Die Umgangspflegschaft nmfasst das Recht, die Heransgabe
des Kindes zur Durchfiibrung des Umgangs zu verlangen und fiir die Daner des Um-
gangs dessen Aufenthalt zn bestimmen. Die Anordnung ist zu befristen. Fiir den Er-
satz von Aufwendungen und die 1 ergiitung des Umgangspflegers gilt § 277 des Ge-
setzes diber das 1 erfabren in Familiensachen und in den Angelegenbeiten der fremwilli-
gen Gerichisbarkeit entsprechend. * 55

Die ausdriickliche gesetzliche Regelung der Umgangspflegschaft (§ 1684 111 3
BGB)>¢ fand in den fachpolitischen Debatten wihrend des Gesetzgebungsver-
fahrens zum FGG-RG wenig Beachtung.’” Nach einer telefonischen Befra-
gung des DIJUF werden bereits nach geltendem Recht jihrlich etwa 750 Um-
gangspflegschaften angeordnet.5® Zunichst hitten diese Fille penibel nachun-
tersucht werden miissen, insbesondere hinsichtlich nachhaltiger Erfolge und
Kosten: Was haben diese bereits eingesetzten Umgangspfleger langfristig er-
reicht? Wie sind sie von den betroffenen Kindern/Jugendlichen empfunden
worden? Wie verhalten sie sich bei entgegenstechendem Kindeswillen? Wie

Umgangskontakte, in: Wassilios E. Fthenakis (Hrsg.), Begleiteter Umgang von Kindern.
Ein Handbuch fur die Praxis, 2008, S. 551.

5 Vgl. Anm. 23.
55 BR-Drs. 617/08 v. 29.08.08, S. 127, Art. 50, Nr. 28.
5 BR-Drs. 617/08 v. 29.08.08, S. 127, Art. 50, Nr. 28.

57 Vgl. die ablehnende Haltung des Bundestates, BT-Drs. 16/6308, S. 400, Nt. 118. Die
Vergttung des Umgangspflegers gem. § 1684 III 5 BGB ist entgegen der regierungsamtli-
chen Begriindung (BT-Drs. 16/6308, S. 346) nicht pauschaliert wie beim Verfahrensbei-
stand gem. § 158 VII FamFG.

58 Deutsches Institut fiir Jugendbilfe und Familienrecht (DIJuF) e.1”., Hinweise zu den gesetzgebe-
rischen Uberlegungen zur Regelung von sog. ,,Umgangspflegschaften® vom 11. Novem-
ber 2004, JAmt 2004, S. 571, 572.
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gehen Umgangspfleger mit ihrer Aufgabe um? Erst nach einer grindlichen
Evaluation der bereits praktizierten Umgangspflegschaft und nur bei einem
festgestellten Bedarf hitte Giber die Einfihrung einer neuen Rechtsfigur, die
eigentlich nichts im materiellen Recht zu suchen hat, nachgedacht werden
miussen.

Zudem st68t die gesetzliche (angeblich niedrigschwellige®) Regelung der Um-
gangspflegschaft (§ 1684 III BGB) auf schwerwiegende verfassungsrechtliche
Bedenken: Bei Umgangsregelungen geht es immer auch um Fragen des Kin-
deswohls und Kindeswillens und nicht nur um den Ausgleich von Rechtsposi-
tionen der Eltern untereinander, so dass hier fiir die mit der Anordnung der
Umgangspflegschaft verbundenen faktischen Sorgerechtsbeschrinkungen
(,Die Umgangspflegschaft umfasst das Recht [des Umgangspflegers] die Herausgabe des
Kindes zur Durchfiibrung des Umgangs zu verlangen und fiir die Dauer des Umgangs des-
sen Aufenthalt zu bestimmen®, § 1684 111 2 BGB n.F.) stets die hohe Schwelle der
Kindeswohlgefihrdung erreicht sein miusste: ,,Beschrankungen oder gar Entiehun-
gen beziiglich des Umgangsrechts beeintrachtigen die Eltern-Kind-Beziehung in erbeblichem
Mafse. Dementsprechend sind fiir derartige Mafsnabmen hobe Hiirden aufzustellen “.%° Das
,Hineinregierendiirfen eines fremden Auflenstehenden in den Familienalltag
setzt eigentlich immer den Entzug entsprechender Rechte des betreuenden
Elternteils voraus. Erst wenn erwiesen wire, dass nicht stattfindender Umgang
stets erhebliche Kindeswohlgefihrdungen verursacht, konnte auf eine aus-
driickliche Feststellung im Einzelfall mit einer generalisierenden Norm ver-
zichtet werden. Wie bereits dargestellt lisst sich eine solche Annahme nicht
mit dem derzeitigen humanwissenschaftlichen Erkenntnisstand belegen. Im
Gegensatz zum Verfahrenspfleger (kiinftig Verfahrensbeistand, § 158 FamFG)
und im Gegensatz zur Beistandschaft (§ 1712 BGB), deren Bestellungen kei-
nerlei Substanzverlust hinsichtlich verfassungsrechtlich geschiitzter Eltern-
rechte mit sich bringen,®! greift ein Umgangspfleger massiv in Elternrechte
(und auch in Rechte des Kindes) ein; dies wiren Eingriffe, die sich nur wegen
erheblicher Kindeswohlgefihrdungen rechtfertigen lieBen. Immer wieder wird
tber Umgangspfleger oder Verfahrenspfleger berichtet, die trotz des ausdriick-
lichen gesetzlichen Verbotes (§ 33 II 2 FGG) nicht davor zurtickschrecken,
unmittelbar selbst Gewalt gegen das Kind zur Durchsetzung des Umgangs-

5 So die regierungsamtliche Begriindung, BT-Drs. 16/6308, S. 345, zu Art. 50, Nr. 28, und
in der Gegendullerung der Bundesregierung, S. 426, zu Nr. 118 (Art. 50, Nr. 28).

60 So der Bundesrat, BT-Drs. 16/6308, S. 400, Nr. 118, zu Art. 50, Nr. 28.

¢ So bereits Ludwig Salgo, in: Verfahrenspflegschaft fir Kinder und Jugendliche. Ein
Handbuch fiir die Praxis, 2002, Rn. 28 ff.
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rechts einzufordern®® oder gar selbst anzuwenden. Selbst die Bundesregierung
kann nicht leugnen, dass die Anordnung einer Umgangspflegschaft einen Ein-
griff in das Elternrecht des betreuenden Elternteils bedeutet.®> Hinzu kommt,
dass das Bundesverfassungsgericht mit seiner Entscheidung vom 1. April
20084 die Kindeswohldienlichkeit von erzwungenem Umgang grundsitzlich
in Frage gestellt hat.

Die ausschlieBliche Aufgabe des ,,Umgangspflegers™ wird es sein, Umgang mit
fast allen Mitteln durchzusetzen — zwar bedarf der Umgangspfleger fiir die
Anwendung von unmittelbarem Zwang einer zusitzlichen richterlichen An-
ordnung gem. § 90 FamFG, die aber der einen Umgangspfleger einsetzende
Richter diesem nicht versagen wird. Mit all diesen Instrumenten sollen Viter
oder Miitter, die ihre Kinder nicht hergeben wollen, aber auch Kinder und
Jugendliche, die Umgang verweigern, noch stirker unter Druck gesetzt wer-
den. In etwa 750 Fillen wird die Umgangspflegschaft jihrlich nach geltendem
Recht bereits praktiziert,®> wo bleibt die Evaluation dieser meist fragwiirdigen
Intervention, bevor sie unter Absenkung der Eingriffsvoraussetzungen als
Regelungsmodell fest im Gesetz verankert wird? Aus dem Umkehrschluss zu
§ 1685 I1I 2 BGB ergibt sich, dass fiir die Anordnung der Umgangspflegschaft
gem. § 1684 III 3 BGB die Voraussetzungen des § 1666 I BGB nicht erfiillt
sein miissen,® dennoch ergeben sich allein durch die Anordnung einer Um-
gangspflegschaft unbestreitbar zumindest faktische Sorgerechtsbeschrinkun-
gen. Mit der neuen Umgangspflegschaft verabschiedet sich der Gesetzgeber
vom Grundsatz, dass Eingriffe in das elterliche Sorgerecht erst bei (nicht an-
ders abwendbaren) erheblichen Kindeswohlgefihrdungen zuldssig sind. Bleibt
zu hoffen, dass die Praxis mit gréfiter Behutsamkeit von der Bestellung von
Umgangspflegschaften Gebrauch macht, insbesondere dann, wenn Umgang
gegen den Kindeswillen durchgesetzt werden soll, was sich aus rechtlichen,
fachlichen und ethischen Grinden verbietet.

62 Teider kein Einzelfall, vgl. Sa/go (Anm. 23), S. 891-910 m.w.N. Gleich gelagerte Fille
sind in jingster Zeit insbesondere aus dem OLG-Bezirk Brandenburg bekannt geworden.

6 Vel. GegeniuBlerung der Bundestegierung, BT-Drs. 16/6308, S. 426, zu Nr. 118, Art.
50, Nr. 28.

& BVerfG — 1 BvR 1620/04, NJW 2008, S. 1287.
6 DIJ4F (Anm. 58), S. 572.

66 Vgl. GegeniduBerung der Bundestregierung, BT-Drs. 16/6308, S. 426, zu Nr. 118 (Art.
50, Nr. 28).
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III. Verfahrenspfleger (§ 50 FGG) und Verfahrensbeistand
(§ 158 FamFG)

1. Statistische Ausgangslage

Uber die Entwicklung der Bestellung von Verfahrenspflegschaften gem. § 50
FGG konnte bis zum Jahre 2005 mit Hilfe der Ver6ffentlichungen des Statisti-
schen Bundesamtes®” berichtet werden. Wie auch in den Jahren zuvor fithrt die
aktuelle Statistik fiir die Geschiftsjahre 2006 und 2007 unter anderem auf, in
wie vielen der in diesen Jahren an den Amtsgerichten abgeschlossenen Verfah-
ren Verfahrenspfleger nach § 50 FGG bestellt waren. Nicht einbezogen sind
bis einschlieBlich 2005 in diese statistische Aussage Verfahrenspflegschaften
bei freiheitsentziechenden Unterbringungen Minderjahriger (§ 70b FGG), die
der familienrichterlichen Genehmigung gem. § 1631b BGB bediirfen.®8 Beim
Blick auf die Gesamtzahl der Verfahrenspflegerbestellungen, die der folgenden
Tabelle zu entnehmen ist, fillt sofort auf, dass es offenbar im Vergleich zum
Jahr 2005 in den nachfolgenden Jahren einen erheblichen Zuwachs in den
Bestellungen gegeben haben soll: Wihrend im Jahr 2005 bundesweit in 8.765
Verfahren ein Verfahrenspfleger nach § 50 FGG bestellt war, sollen fir das
Jahr 2006 72.525 und fir das Jahr 2007 73.657 Bestellungen erfolgt sein. Zwar
gab es Zuwichse in allen Jahren seit Einfithrung der Verfahrenspflegschaft im
Jahre 1998, diese sind jedoch nicht so sprunghaft und als eine normale, wenn
auch auf eine viel zu zogerliche, Bestellpraxis zuriickzufiihren, liegt doch der
jahrliche Bedarf fur Verfahrenspflegerbestellungen nach vorsichtigen Schit-
zungen bei etwa 30.000.9

7 Statistisches Bundesamt, Rechtspflege, Familiengerichte, Fachserie 10/Reihe 2.2, 20006,
Tabelle 2.4, S. 29 ff.

8 Vgl. Ludwig Salgo, in: J. von Staudingers Kommentar zum Burgerlichen Gesetzbuch mit
Einfuhrungsgesetz und Nebengesetzen, Buch 4: Familienrecht, 2007, § 1631b, Rn. 11 ff,
36.

© Zu Bedarfsschitzungen vgl. Ludwig Salgo, Zwischenbilanz der Entwicklungstendenzen
bei der Verfahrenspflegschaft fur Kinder und Jugendliche, FPR 2006, S. 7, 11 m.w.N.
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Gesamtzahl der Verfahrenspflegerbestellungen zwischen 1999 und 2007:

Deutschland | Friitheres Bundesgebiet Neue Linder
1999 2.544 1.977 567
2000 3.757 2.921 836
2001 5.483 4.409 1.074
2002 0.418 5.132 1.286
2003 7.121 5.577 1.544
2004 7.868 0.174 1.721
2005 8.765 6.917 1.848
2006 [12.525 9.855 2.670
2007  [13.657 11.600 2.057

Bei der Suche nach Erklirungen fiir diese deutlichen Zuwichse seit 2006 ka-
men neben wiinschenswerten Faktoren wie gestiegener Akzeptanz der Verfah-
renspflegschaft’® auch schlicht Verinderungen in der statistischen Erhebung in
Betracht. Und auf diese wird tatsdchlich, wenn auch in allgemeiner Form, in
den Vorbemerkungen zur Geschiftsstatistik fiir das Jahr 2006 hingewiesen.”
So wird dort formuliert, dass ,,enzelne Tabellen [...] nicht mit den Ergebnisnachwei-
sungen der 1 orjabre vergleichbar* seien. Entscheidend fur die Erhebung der An-
zahl der Verfahrenspflegschaften nach § 50 FGG ist die Anmerkung, dass sich
,.der Berichtskreis der Verfabrenserbebung in Familiensachen |[...] vergrofert” habe. Auf
Nachfrage und Bitte um Konkretisierung dieser Angaben gab das Statistische
Bundesamt folgende Erklirung:

\Gegeniiber den Berichtsjabren bis 2005 wird in der Familiengerichtsstatistik seit
2006 ein grofserer Berichtskreis abgebildet. Seit 2006 sind in die Verfabrenserbebung
anch Verfabren nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, nach dem Gewaltschutgesetz

0 Vel. Salgo (Anm. 39), S. 59 ff.; Martin Menne, Der ,,Anwalt des Kindes“ — Zur eigenstin-
digen Vertretung von Kindern in familienrechtlichen Verfahren im deutschen, schweizeri-
schen und 6sterreichischen Recht, in: Tobias Helms/Jens M. Zeppernick (Hrsg.), Fest-
schrift fiir Rainer Frank, 2008, S. 443 ff.

T Statistisches Bundesamt, Rechtspflege, Familiengerichte, Fachsetie 10/Reihe 2.2, 2006,
Vorbemerkungen, S. 8 f.
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sowie Verfabren nach § 1631b BGB einbezogen. Bis einschliefSlich 2005 wurden die
genannten Geschdfte nur summarisch als ,sonstiger Geschdftsanfall’ erfasst. Erst seit
20006 liegen zu den genannten Geschdften Informationen zn Eingelaspekten des 1 er-
fabrens, wie etwa zur Verfabrenspflegerbestellung, vor.

Die hibere Zabhl 2006 bei Verfabrenspflegerbestellungen gemafs § 50 FGG gegeniiber
den Vorjabren ist mafSgeblich darauf zuriickzufiihren, dass in den 1V orjabren 1 er-
[fabrenspflegerbestellungen in Verfabren gemadfs § 16310 BGB sowie in Verfabren
nach dem Gewaltschutzgesetz noch nicht Zur Statistik erfasst wurden. Anders ansge-
driickt: 2006 ist die Grundgesamtheit der in der 1 erfabrenserhebung erfassten Ge-
schajfte — und damit bestellt werden kann — grofser als in den 1 orjabren. Im Ergebnis
sind die Zablen iiber Verfabrenspflegerbestellungen sowie 3u anderen Eingelaspekten
des Verfabrens in ihrer absoluten wie in ihrer relativen Bedeutung nicht mit denen der
Vorjabre vergleichbar. “ 72

Auch wenn die entscheidende Kategorie in Tabelle 2.4 der Familiengerichts-
statistik nach wie vor die Bezeichnung ,,Ein Verfahrenspfleger nach § 50 FGG
war bestellt” trigt, muss davon ausgegangen werden, dass durch die Aufnahme
der Verfahren auf Genehmigung freiheitsentziehender Unterbringung gemil3
§ 1631b BGB nun auch Verfahrenspfleger nach § 70b FGG, die in diesen
Verfahren zu bestellen sind, in der Statistik zu § 50 FGG enthalten sind —
moglicherweise sogar noch Bestellungen von Verfahrenspflegern in anderen
Verfahren.

Frither musste beanstandet werden, dass das Statistische Bundesamt zwar jihr-
lich auch die Anzahl der Verfahren gem. § 1631b BGB ver6ffentlicht hat,”
jedoch leider die Anzahl der Verfahrenspflegerbestellungen nach § 70b FGG
unbekannt blieb, weil diese nicht ethoben wurde. Zwar wurde eine entspre-
chende Erginzung der Statistik nunmehr in gewisser Weise aufgenommen,
jedoch leider in einer Art und Weise, die im Ergebnis immer noch keine Zah-
len fur Verfahrenspflegerbestellungen bei freiheitsentziehender Unterbringung
nach § 70b FGG liefert, jedoch die Interpretierbarkeit der Entwicklung der
Bestellungen nach § 50 FGG empfindlich einschrinkt. Denn die neue Statistik
enthilt keine Differenzierung, die getrennte Angaben fiir die Bestellung von
Verfahrenspflegschaften nach § 50 FGG und § 70b FGG erlauben wiirden.
Dies ist bedauetlich, waren doch die Zahlen des Statistischen Bundesamtes
stets eine vertraute Grofe fir all jene, die auch an empirischen Daten zur
Entwicklung der Interessenvertretung von Kindern und Jugendlichen interes-

72 Korrespondenz mit der fir die Familiengerichtsstatistik zustindigen Abteilung des Sta-
tistischen Bundesamtes.

3 Vgl. Staudinger/Salgo (Anm. 68), § 1631b, Ra. 2.
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siert sind. Eigentlich macht unter diesen Umstinden die Fortfihrung der Ta-
belle iiber das Jahr 2005 kaum mehr einen Sinn, weil in die neuen Zahlen an-
dere GroBlen einflieBen. Auch in der Diskussion um die am 27.6.2008 vom
Deutschen Bundestag beschlossene pauschale Verglitung des zukiinftigen
Verfahrensbeistandes (nach § 158 FamFG)7* wurde von den Lindern stets
auch das Argument der erheblichen Mehrausgaben aufgrund der zu erwarten-
den deutlichen Steigerungen der Bestellung ins Feld gefiihrt.”> Zwar wird dabei
nicht explizit auf die hier mitgeteilten Verdnderungen in den von der Famili-
engerichtsstatistik erfassten Verfahrenspflegerbestellungen seit 2006 abgestellt,
es ist jedoch davon auszugehen, dass den Landesjustizverwaltungen diese Zah-
len bereits intern vorlagen. Dass solche Verwirrung stiftende Daten nicht un-
reflektiert ibernommen, bewertet oder gar zur Begriindung essentieller Ande-
rungen herangezogen werden, ist ein wesentliches Anliegen. Hier zeigt sich
erneut, zu welchen problematischen Entwicklungen das Fehlen von verlissli-
chen Rechtstatsachen fithren kann. Es kénnte sich bei den Zuwichsen um die
in der neuen Darstellung des Statistischen Bundesamtes hinzugerechneten
Bestellungen im Rahmen von § 1631b BGB gem. § 70b FGG handeln. Im-
merhin gab es im Erhebungsjahr 2006 6076 und im Jahre 2007 8240 Unter-
bringungsverfahren nach § 1631b BGB.7¢ Die neue Darstellung des Statisti-
schen Bundesamtes schafft weder fiir die Anzahl der Verfahrenspflegerbestel-
lungen gem. § 50 FGG noch fiir Bestellungen gem. § 70b FGG Klarheit, son-
dern stiftet Verwirrung und fithrte bereits zu erheblichen rechtspolitischen
Fehleinschitzungen und -entscheidungen. Der Vorschlag,”” alle Formen von
Verfahrenspfleger- und Verfahrensbeistandsregelungen, soweit Minderjahrige
betroffen sind, in einer einheitlichen Verfahrensregelung zusammenzufthren,
fand bei den Beratungen des FamFG im Rechtsausschuss keine Zustimmung.

™ Gemil Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses (BT-Drs. 16/9733)
beschlossen in der 173. Sitzung des Deutschen Bundestages, Protokoll einsehbar unter
http:/ /www.bundestag.de/bic/a_prot/2008/ap16173.html  (Tagesordnungspunkt  38).
Kritisch dazu insbesondere die Bundesarbeitsgemeinschaft Verfabrenspflegschaft fiir Kinder und
Jugendliche e.1. unter www.verfahrenspflegschaft-bag.de, ZKJ 2007, S. 269 (Pressemittei-
lungen vom 7.06.2008 und 27.06.2008), S. 322 f. (Stellungnahme), S. 343 ff. (Nachrichten-
teil) sowie auch Verband Anwalt des Kindes — Bundesverband, Kinderkommission des
Deutschen Familiengerichtstages, Aktivverbund Berlin e.V. und PFAD Bundesverband
der Pflege- und Adoptivfamilien e.V.

75 BT-Drs. 16/6308, S. 377, Nt. 53 der Stellungnahme des Bundestats; BR-Drs. 309/07,
S.43 1.

76 2006: 6016 Verfahren nach Tabelle 2.1, S. 17 der Statistik; 2007: 8240 Verfahren nach
Tabelle 2.1, S. 18 der Statistik. An der Richtigkeit dieser Angaben bestehen nach wie vor
nicht ausgerdumte Zweifel, vgl. Staudinger/ Salo (Anm. 68), § 1631b, Rn. 2.

77 Stellungnahme Laudwig Salgo zur Anhérung des Rechtsausschusses, einsehbar unter
http:/ /www.bundestag.de/ausschuesse/a06/anhoerungen/30_FGG__Teil 11/04_Stellun
gnahmen/Stellungnahme_Prof__Salgo.pdf.
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Nur das Statistische Bundesamt fiihrt ohne Nutzen die Bestellungen gem. § 50
FGG und gem. § 70b FGG unter der Uberschrift ,,Verfahrenspfleger nach
§ 50 FGG* seit dem Erhebungsjahr 2006 leider unentwirrbar zusammen. An-
gesichts eines mit dem FamFG vollig verinderten Verfahrensrechts muss auch
die Statistik der Familiengerichte véllig iiberarbeitet werden. Die Statistiker
sollten dabei die unterschiedlich bezeichneten Bereiche auch getrennt erheben:
Bestellungen gem. § 158 FamFG und Bestellungen gem. § 317 FamFG — diese
sollen nach zukunftigem Recht formal auch nach § 158 FamFG erfolgen, so
die Verweiskette in § 167 FamFG — sollten in Konsequenz der gesetzgeberi-
schen Entscheidung (Ablehnung der Zusammenfithrung aller Formen von
Verfahrensbeistandschaften fiir Minderjihrige) penibel auseinander gehalten
werden. Zudem misste die neue Umgangspflegschaft gem. § 1684 III 3 BGB
statistisch gesondert erfasst werden.

2. Keine reprisentative Rechtstatsachenforschung zur Unterstiitzung der
Reform

Entgegen immer wieder erhobenen Forderungen ist bislang eine wissenschaft-
liche, reprisentative Begleitforschung tber die Implementation der neuen
,Rechtsfigur® des Verfahrenspflegers (§ 50 FGG) durch das BM] nicht initiiert
worden, obschon dies von einer verantwortlichen Rechtspolitik, die sich mit
der Kindschaftsrechtsreform zu einer [Verbesserung der Rechte des Kindes'® ver-
pflichtet hatte und die wissen will bzw. wissen miusste, wie ein zentrales Anlie-
gen der Reform von der Praxis angenommen wird, zu erwarten wire.”? Im
Zentrum einer reprisentativen Implementationsforschung®” musste die Frage
stehen, ob sich ein Ausgleich der vom Gesetzgeber eingerdiumten Defizite®!
bei der Wahrung der eigenen Interessen von Minderjihrigen in familien- und
vormundschaftsgerichtlichen Verfahren abzeichnet®? — auch und gerade durch

78 BT-Drs. 13/4899, S. 1: ,,Die Rechte der Kinder sollen verbessert und das Kindeswobl soll anf best-
migliche Art und Weise gefordert werden.

7 Ludwig Salgo, Der Anwalt des Kindes, 1996, S. 570: ,,Begleitforschung und Evaluation der
Reform sind von Anbeginn an sicherzustellen. “ Dies beanstandet auch der Bundesrat, BT-Drs.
16/6308, S. 377.

8 Nicht reprisentative Untersuchungen und Berichte mit geringen Fallzahlen und aus

unterschiedlichen Phasen der Implementation liegen vor, vgl. Nachweise bei Manuela
Storzel, Wie erlebt das Kind die Verfahrenspflegschaft, 2005, S. 18 ff.

81 BT-Drs. 13/4899, S. 129.

82 Die unter der Leitung von Jobannes Miinder arbeitende Forschergruppe sieht in der ,,Ein-
fihrung des Verfahrenspflegers fiir die Minderjdhrigen ein Zeichen dafir, dass hier ein
,Vollzugs- und Kontrolldefizit” vom Gesetzgeber erkannt worden war, welches als ,ten-
denziell nachteilig fur die betroffenen Kinder und Jugendlichen® angesehen wurde®, vgl.
Johannes Miinder/ Barbara Mutke/ Reinhold Schone, Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und
Justiz. Professionelles Handeln in Kindeswohlverfahren, 2000, S. 227.
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die Verfahrenspflegschaft. Auf reprisentative und qualitative Begleitforschung
konnte der Gesetzgeber des FGG-RG nicht zuriickgreifen.

Kleinere, nichtreprisentative Untersuchungen, die durchweg von privater Seite
unter erheblichen Anstrengungen durchgefiihrt wurden,®3 geben Hinweise auf
bemerkenswerte Entwicklungstendenzen, auch wenn sie teilweise methodi-
schen Einwinden ausgesetzt sein mogen. Vor allem aber liegt die Untersu-
chung von Manunela Stitzel, ,,Wie etlebt das Kind die Verfahrenspflegschaft?
Studie zum Qualitdtsstand der Institution Verfahrenspflegschaft (gem. § 50
FGG) unter Beriicksichtigung der Perspektive des Kindes* vor.84 Nicht zuletzt
die in dieser Untersuchung zusammengetragenen Stellungnahmen der Kinder
und Jugendlichen tber ihre Verfahrenspfleger und Verfahrenspflegerinnen
sind erste Belege dafiir, dass wir endlich beginnen, Kinder und Jugendliche in
Entscheidungen einzubeziehen, ihnen zuzuhéren, uns mit ihnen zu beraten,
ihnen das, was wir zu tun gedenken, zu erkliren. Die wichtigste Erkenntnis aus
dieser Untersuchung ist wohl der Umstand, dass die Kinder und Jugendlichen
sich Giberwiegend mit und durch ihre Interessenvertretung auch tatsichlich
einbezogen fiihlen.®> Die vor der Arbeit von Manuela Stitzel weltweit publizier-
ten Untersuchungen zum Erleben der Interessenvertretung durch die Kinder8¢
erreichen selten das methodische Niveau dieser Arbeit — zudem war in keine
der vorausgegangenen Untersuchungen eine so grole Anzahl von Kindern
und Jugendlichen einbezogen. Des Weiteren steht eine von Johannes Miinder
geleitete und von der VW-Stiftung finanzierte reprisentative Untersuchung
vor dem Abschluss.

Gibe es nicht Einzelpersonen, die trotz unsicherer Rahmenbedingungen diese
herausfordernde Arbeit zu machen bereit sind und die sich auf eigene Kosten
zusitzlich fir diese Aufgabe qualifiziert haben, gibe es nicht gro3e und kleine
freie Trager der Wohlfahrtspflege, die sich der Qualifikation der hier Tatigen
verschrieben haben, gibe es nicht die Bundesarbeitsgemeinschaft 1V erfabrenspfleg-
schaft fiir Kinder und Jugendliche ¢.1”. (BAG) und gibe es nicht die Neugier von
Praktikern und einzelnen Wissenschaftlern und eine wohlwollende nichtstaat-
liche Forschungsférderung, so wire es um die Verfahrenspflegschaft im zehn-
ten Jahr ihrer Existenz schlecht bestellt. Auf dem internationalen Parkett hin-
gegen wird von der Bundesregierung nur allzu gerne auf die Einfiihrung der

8 Nicht reprisentative Untersuchungen und Berichte mit geringen Fallzahlen und aus
unterschiedlichen Phasen der Implementation, vgl. Nachweise bei S#itze/ (Anm. 80),
S. 18 ff.

84 Storzel (Anm. 80), S. 18 ff.
8 Stirzel (Anm. 80), S. 147 ff.
8 Stitzel (Anm. 80), S. 19 ff.
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Verfahrenspflegschaft Bezug genommen.8” Merkwiirdig ist das alles schon, ist
doch diese neue Rechtsfigur auf Grund von der Exekutive anerkannter Defizi-
te durch den Deutschen Bundestag eingefithrt worden — auch damals gegen
massiven Widerstand des Bundesrates.88 Die ,,staatliche Gemeinschaft® steht
in der Verfassungsordnung der Bundesrepublik Deutschland Minderjihrigen
gegentiber in besonderer Verantwortung. Die FEinfihrung der Verfahrens-
pflegschaft gem. § 50 FGG ist auch Ausdruck dieser besonderen staatlichen
Schutzpflicht.8? Zumal Minderjihrige strukturell daran gehindert sind, die
Wirksamkeit der zu ihren Gunsten erlassenen Gesetzgebung zu tberpriifen
und erforderlichenfalls die Politik zu entsprechenden Nachbesserungen zu
veranlassen. Nun, moglicherweise will und kann sich der Staat darauf verlas-
sen, dass die beschriebenen nichtstaatlichen Wirkungsfaktoren es schon rich-
ten werden, er bleibt letztendlich dennoch wegen der thm zustehenden Ver-
antwortung in der Pflicht. Dass er diese Verantwortung nicht ganz vergisst,
daran wirken viele immer wieder mit. Hitte nicht im Referentenentwurf und
im Regierungsentwurf eines ,,Gesetzes zur Reform des Verfahrens in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit™ aus
dem BM]J die Verfahrenspflegschaft endlich gréere Beachtung gefunden,”
hitte der Eindruck entstehen konnen, dass die Rechtspolitik des Bundes die
Verfahrenspflegschaft vollends den Kostenbeamten einzelner Justizkassen und
einigen der Einfithrung dieser Rechtsfigur skeptisch gegentiberstehenden Ge-
richten zur Abschaffung oder zumindest zu einer einschneidenden Disziplinie-
rung iiberlassen hitte. Diese massive Einschrinkung und diese Disziplinierung
will der Gesetzgeber des FGG-RG ganz offensichtlich nicht mehr der Recht-
sprechung tiberlassen, sondern tritt selbst in diese Rolle ein. Der Regierungs-
entwurf’! des FGG-RG — die Reform war Gegenstand der Koalitionsvereinba-

87 BT-Drs. 14/5438, S. 1 f.: Stellungnahme der Bundesregierung zum Entwurf eines Ge-
setzes zu dem Europiischen Ubereinkommen vom 25. Januar 1996 tber die Ausiibung
von Kinderrechten.

88 Vgl. die Stellungnahme des Bundesrates zu § 50 FGG-E, BT-Drs. 13/4899, S. 162: ,,Fiir
eine besondere Regelung der Verfabrenspflegschaft fiir Minderjabrige besteht kein Bediirfuis“, und ebd.,
S. 172 die Gegeniullerung der Bundesregierung. Damals sind weder Bundestag noch Bun-
desregierung dieser ablehnenden Haltung des Bundesrates gefolgt, der schon damals kei-
nerlei Vorteile fir Minderjihrige durch die Einfihrung des § 50 FGG zu erkennen glaub-
te.

8 BVerfG NJW 1999, S. 631 = FamRZ 1999, S. 85.

% Vel. hierzu Martin Menne, Reform des Verfahrenspflegschaftsrechts: Vom Verfahrens-
pfleger zum Verfahrensbeistand, FPR 20006, S. 44 sowie Salo (Anm. 69), S. 7 ff.; ders.,
Neue Perspektiven bei der Verfahrenspflegschaft fir Kinder und Jugendliche — § 166
FamFG-E, FPR 20006, S. 12 ff.

91 BT-Drs. 16/6308, S. 238 ff., § 158 FamFG mit Begrindung.



176 Ludwig Salgo

rung?? — greift zwar endlich einige zentrale Kritikpunkte auf, wenngleich viele
berechtigte Anliegen weiterhin noch unberticksichtigt bleiben. Dieser Entwurf
der Bundesregierung zu § 158 FamFG hat aber nicht den Weg ins Bundesge-
setzblatt gefunden: Der Regierungsentwurf zu § 158 FamFG, hitte er unver-
indert das Gesetzgebungsverfahren durchlaufen, wire eine deutliche Verbes-
serung gegeniiber § 50 FGG gewesen.??

3. Bewihrung der Verfahrenspflegschaft gem. § 50 FGG

Die Bundesregierung erklirte in einer Stellungnahme vom 28.08.2007:

,Die Einfiibrung der Institution des 1 erfabrenspflegers nach § 50 FGG durch das
Kindschaftsrechtsreformgesetz vom 16. Dezember 1997 hat sich als Erfolg erwiesen.
Insgesamt ist die Institution heute allgemein als wirksames Mittel zur Wabrung der
Rechte des Kindes anerkannt. 94

Aus einer von Heike Rabe publizierten Erhebung,% durchgefiihrt unter der
Leitung von Jobannes Miinder, Technische Universitit Berlin, ergeben sich be-
merkenswerte Einschitzungen hinsichtlich der Auswirkungen der Verfahrens-
pflegschaft auf die Arbeit der Gerichte und Jugendimter:

- 90% der befragten Richter gaben an, die Arbeit der Verfahrenspfle-
ger/innen als hilfreich fiir ihre Entscheidungsfindung zu empfinden;

- 56% der befragten Richter gaben an, dass die Verfahrenspflegschaft
keine Auswirkung auf die Dauer des Gerichtsverfahrens hatte; 27%
der befragten Richter gehen sogar davon aus, dass die Arbeit der Ver-
fahrenspfleger sogar eine beschleunigende Wirkung auf das Verfahren
habe;

- 78% der befragten Richter bewerten die Arbeit der Verfahrenspfleger
als konfliktverringernd,;

- 65% der befragten Jugendimter gaben an, die Titigkeit von Verfah-
renspflegern/innen als hiufig oder immer hilfreich fur das Jugendamt
zu sehen;

92 Koalitionsvertrag CDU, CSU, SPD — 11.11.2005, S. 6079-6082.
9 Vel. Salgo (Anm. 88), S. 12 ff.
% GegendulBerung det Bundesregierung, BT-Drs. 16/6308, S. 415, zu Atrt. 53.

95 Heike Rabe, Die Verfahrenspflegschaft zwischen fortschreitender Umsetzung und No-
vellierung, ZKJ 2007, S. 437.
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- die Kooperation zwischen Jugendimtern und Verfahrenspfle-
gern/innen war aus der Sicht des Jugendamtes sehr gut oder cher
gut.%

Die Frage nach der Bewihrung dieser neuen Rechtsfigur wird somit auch aus
der Praxis, also aus Sicht der Gerichte und Jugendimter, eindeutig beantwor-
tet. Zwar ist nicht die Verbesserung der Arbeit der Gerichte und Behorden das
primire Ziel der Einfithrung eigenstindiger Interessenvertretung. Aber offen-
sichtlich haben Gerichte und Beh6érden auch fiir ihre Arbeit die Vorteile eigen-
stindiger, unabhingiger und qualifizierter Interessenvertretung der Minderjih-
rigen erkannt. Schon seit langem unterstitzten wohl nicht zuletzt wegen dieser
positiven Effekte auch fiir ihre Arbeit gerade viele Richter und ihre berufs-
stindige Organisationen in Australien, GrofBbritannien und vor allem in den
USA die Einfihrung eigenstindiger Interessenvertretungsmodelle in ihren
jeweiligen Rechtssystemen. Die von manchen befiirchteten Verfahrensverzo-
gerungen aufgrund der Verfahrenspflegerbestellungen sind nicht eingetreten —
cher das Gegenteil —, genauso wenig eine Streitverschirfung. Wie Kinder und
Jugendlichen ihre Interessenvertretung mittels Verfahrenspfleger/innen sehen,
dariiber wissen wir inzwischen dank der Arbeit von Manunela Stitzel recht gut
Bescheid:

Die Ergebnisse demonstrieren, dass die meisten befragten Kinder eine differenzierte
und angemessene 1 orstellung von der Rolle und Anfgabe des Verfabrenspflegers ha-
ben. Weiterhin berichten sie iiber eine umfangreiche diesbeziigliche Aufkldrung durch
den V erfabrenspfleger. Die statistischen Analysen zeigen, dass hier ein dentlicher Zn-
sammenhang zur Tatigkeit des 1 erfabrenspflegers besteht. Dies bedentet, dass Kinder
— gumindest in der untersuchten Altersgruppe der Schulkinder — in der Lage sind, die
wichtigsten Informationen ur Rolle und Aufgabe des 1 erfabrenspflegers anfzunehmen
und in thr Wissen zu integrieren. Das Gesamterleben zu ibrer gerichtlichen Interessen-
vertretung beschreiben die Kinder insgesamt sebr positiv, wenn anch einzelne Aspekte
als problematisch benannt werden. Die Unterstiitzung und den Beistand durch den
Verfabrenspfleger stellen die Kinder in den 1V ordergrund. In ibren Beschreibungen
spielen dariiber hinaus Aspekte der Bezgiehung zum Verfabrenspfleger und seine per-
sonlichen Eigenschaften eine Rolle. Eine komplexe Analyse samtlicher fiir die Zufrie-
denbeit der des Kindes in Betracht gezogenen Faktoren zeigt, dass sich insbesondere
zwei Aspekte als besonders entral bebaupten. Zum einen beschreiben die Kinder ein
zunebmend positives Erleben, je mebr der Verfabrenspfleger sie aus ibrer Perspektive
bei der gerichtlichen Anhorung unterstiitzt hat. Zum anderen spielt die findliche
Wabrnebmung daritber, in welchem AusmalfS der 1 erfabrenspfleger die Meinung des

% Vgl. zum Vorstehenden Rabe (Anm. 95), S. 441.
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Kindes im gerichtlichen 1 erfabren dentlich gemacht hat, eine entscheidende Rolle fiir
das Zufriedenheitsempfinden des Kindes. “?7

Trotz mancher Abstriche und trotz widriger Umstinde kann — besser: konnte
— von der Einfithrung der Verfahrenspflegschaft als einer Erfolgsgeschichte
gesprochen werden. Diese von vielen Fachleuten und den Minderjihrigen als
positiv beschriebene Entwicklung droht aufgrund der gesetzgeberischen Ent-
scheidung abzureil3en.

4. Die Reform der Verfahrenspflegschaft durch das FGG-RG —
if it ain't broke, don't fix it

Der bisherige ,,Verfahrenspfleger (§ 50 FGG) wird kiinftig ,,Verfahrensbei-
stand“ heilen (§ 158 FamFG). Die geplante Neuregelung der selbstindigen
Interessenvertretung im Regierungsentwurf greift zahlreiche Kritikpunkte?® zu
§ 50 FGG und viele Vorschlige der letzten Jahre auf und reagiert auf offen-
sichtliche Fehlentwicklungen in Teilen der Rechtsprechung. Die vom Deut-
schen Bundestag auf der Grundlage der Beschlussempfehlung seines Rechts-
ausschusses verabschiedete Fassung stellt mit einem gegentber dem Regie-
rungsentwurf vollig verinderten § 158 VII FamFG die ganze Konstruktion
des § 158 FamFG grundlegend in Frage. Der ,,Verfahrenspfleger gem. § 50
FGG und der ,,Verfahrensbeistand* gem. § 158 FamFG werden dadurch zu
vollig unterschiedlichen Konstrukten, insofern mag die neue — an sich bedeu-
tungslose — Bezeichnung konsequent sein. Die Leitlinie des Regierungsent-
wurfs war es noch, die Erfolgsgeschichte fortzusetzen und abzusichern gegen-
tber Obstruktionstendenzen aus der Vergltungsrechtsprechung einzelner
Gerichte sowie die Sicherung der Qualitit dieser inzwischen bewihrten
Rechtsfigur. Die Stellungnahmen in den Anhérungsverfahren zum Referenten-
und Regierungsentwurf zu diesem Punkt waren deshalb auch tberwiegend
positiv. Zu der schlieBflich vom Rechtsausschuss entwickelten und vom Bun-
destag verabschiedeten Fassung des § 158 FamFG, insbesondere zu dessen
Absatz 7, gab es keinerlei Anhérungen; es wurden auch keinerlei Expertisen
hierzu eingeholt. Vielmehr war der Rechtsausschuss peinlich darauf bedacht, ja
nicht den von ihm entwickelten Absatz 7 vor Einbringung in das Plenum des
Bundestages bekannt werden zu lassen. § 158 VII FamFG i.d.F. des Regie-
rungsentwurfs hingegen entsprach noch § 50 V FGG; das heif3t: Die Bundes-

97 Stotzel (Anm. 80), S. 222.

%8 Vel. Salgo (Anm. 69), S. 7 ff., sowie ders., Dokumentation. Zur Zukunft der Verfahrens-
pflegschaft, Kind-Prax 2005, S. 60. Zu den unterschiedlichen Fassungen dieser Vorschrift
im Laufe des Gesetzgebungsprozesses siche die Ubersicht am Ende dieses Beitrags.

9 Vgl. BT-Drs. 16/6308, S. 240.
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regierung wollte an der Verglitungspraxis nichts dndern, vielmehr diese, wie
man insbesondere am § 158 IV FamFG i.d.F. des Regierungsentwurfs und an
der regierungsamtlichen Begriindung zu dessen Absatz 7 erkennen kann, absi-
chern. Als trotz dieser Geheimpolitik des Rechtsausschusses seine Absichten
durchsickerten, brach eine Flut von diese Absicht ablehnenden Stellungnah-
men keineswegs nur von Verfahrenspflegern und ihnen nahestehenden Perso-
nen, sondern von zahlreichen anerkannten Fachleuten und Verbinden uber
die Volksvertreter herein — leider ohne jeglichen Erfolg; im Gegenteil, dieser
Protest 1oste eher Trotzreaktionen aus. Es ist leider auch nicht bekannt, welche
Anstrengungen die Bundesregierung in diesen nicht 6ffentlichen Verhandlun-
gen im Rechtsausschuss, an denen auch die Vertreter der Bundesregierung
teilnahmen, unternahm, um ihren Entwurf zu verteidigen.

Es ist lohnend, sich genauer mit der Begrindung der Beschlussempfehlung
des Rechtsausschusses!® auseinander zu setzen: Der Rechtsausschuss emp-
fiehlt die ,,Pauschalierung® der Verglitung des Verfahrensbeistandes, um ,,die
Belastung der Linderhaushalte infolge der Ausweitung der Bestellpflicht in
kalkulierbaren Grenzen zu halten®.191 Auch an einer anderen Stelle der Be-
schlussempfehlung, wo es um die Einschrinkung der Bestellungen in um-
gangsrechtlichen Verfahren (§ 158 II Nr. 6 FamFG) auf Fille mit einer ,,we-
sentlichen Beschrinkung des Umgangsrechts™ geht, wird hervorgehoben, dass
es darum geht, ,einer finanziellen Uberforderung der 1dnder infolge einer Zunahme von
Bestellungen entgegenzuwirken 102

Da die nunmehr erfolgte Einfithrung der Fallpauschalen einen destruktiven
Eingriff in die seit zehn Jahren praktizierte Vergiitungspraxis darstellt und weil
dieser Eingriff massiv die Qualitit der Interessenvertretung Minderjihriger
bedroht, sollen die Begrindung des Rechtsausschusses und Passagen aus der
Stellungnahme des Bundesrates, auf die der Rechtsausschuss explizit Bezug
nimmt, zunichst im Wortlaut widergegeben werden.

5. Rechtsausschuss und Bundesrat

Der Rechtssauschuss des Bundestages:

Durch die Anderung in Absatz 7 Sitze 2 bis 4 wird die V ergiitung fiir den be-
rufsmdfSig handelnden 1V erfabrensbeistand anf eine Fallpanschale wumgestellt. Der
Auwsschuss halt eine fallbezogene 1 ergiitung in Hobe von 350 Euro inklusive Auf-

100 BT-Drs. 16/9733, S. 294.
101 BT-Drs. 16/9733, S. 294.
12 BT-Drs. 16/9733, S. 294.
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wendungsersat und Umsatzstener fiir angemessen. Ordnet das Gericht einen erweiter-
ten Aufgabenkreis nach Absatz 4 Satz 3 an, erbiht sich die fallbezogene 1 ergiitung
anf 550 Euro.

Der Ausschuss hat bei der Einfiibrung der Fallpauschale beriicksichtigt, dass eine
anskommliche 1 ergiitung des Verfabrensbeistandes verfassungsrechtlich geboten ist.
Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Mdrz 2004 zur Anwen-
dung des § 50 FGG darf der 1 erfabrenspfleger nicht durch eine ungureichende 1V er-
giitung davon abgehalten werden, die fiir eine effektive, eigenstandige Interessenvertre-
tung des Kindes im 1 erfabren erforderlichen Einzeltitigkeiten 3u entfalten.

Der Ausschuss hat daber die Beibehaltung des aufwandsbezogenen 1 ergiitungssystems
mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen festen Obergrenge abgelehnt, weil es dem 1 er-
fabrensbeistand feine Mischkalkulation aus einfach und komplex gelagerten Fillen
erdifnet und es sich daber um eine unzureichende 1 ergiitung im Sinne der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts handeln konnte. Zudem verbleibt bei dieser 1 er-
giitungsform weiterhin — wie nach geltendem Recht — ein hober Abrechnungs- nnd
Kontrollanfwand.

Dagegen gestaltet sich die Handhabung der Fallpanschale unanfwendig und unbiiro-
kratisch. Sie erspart sowohl dem 1V erfabrensbeistand als anch der Justiz erbeblichen
Abrechnungs- und Kontrollanfwand und ermiglicht es dem 1 erfabrensbeistand, sich
auf seine eigentliche 'Iatigkert, die Wabrnehmung der Kindesinteressen 3u konzentrie-
ren. Sie bewirkt udem eine wiinschenswerte Anndherung der 1 ergiitung des 1V erfah-
rensbeistandes an die gebiibrenorientierte 1 ergiitung der Rechtsanwalte. Um den ver-
Sassungsrechtlichen 1 orgaben Geniige zu tun, halt der Ausschuss udem eine nach
dem Umfang der Titigkeit des Verfabrensbeistandes gestaffelte Fallpauschale fiir an-

gemessen.

Der Ausschuss hat die Hihe der Fallpanschale an den entsprechenden Gebiibrensdt-
zen fiir einen in Kindschaftssachen tatigen Rechtsanwalt unter Zugrundelegung des Re-
gelstreitwerts von 3.000 € orientiert. Der Ausschuss hat hierbei beriicksichtigt, dass
der Bundesrat sich ans fiskalischen Griinden, aber auch, um einen Gleichlauf mit der
Vergiitung der Rechtsanwiilte in Kindschaftssachen herzustellen, fiir eine Obergrenze
der Vergiitung in Hobe einer Gebiibr mit dem Gebiihrensatz 2.0 ausgesprochen hat
(vgl. Nummer 72 der Stellungnabme des Bundesrates). “103

Stellungnahme Bundesrat:

wDurch § 158 FamFG-E soll die bisherige Regelung des 1 erfabrenspflegers fiir min-
deryihrige Kinder (§ 50 FGG) erbeblich ansgeweitet werden. Dies betrifft sowobl die

103 Beschlussempfehlung Rechtsausschuss, BT-Drs. 16/9733, S. 294.
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Bestellungsgriinde als anch den Aufgabenkereis des Verfabrenspflegers, der kiinftig
Verfabrensbeistand heifen soll. Hierdurch sind erhebliche Kosten fiir die Justizhaus-
balte der Lander zu erwarten, die nicht durch einen entsprechenden Nutzen anfgewo-
gen werden [?2] 1.S.]. Aufwendungsersaty und 1 ergiitung der Verfabrensbeistinde
sind nach § 158 Abs. 7 iV § 277 Abs. 5 Satz 1 FamFG-E stets aus der
Staatskasse zu begablen, d.b. aus den Justizhanshalten. 104

Die Zunabme der Bestellung von V erfabrensbeistanden ist mit erheblichen finaniel-
len Auswirkungen fiir die Ldnder verbunden. Bundesweit wurden im Jabre 2004
7 868 Verfabrenspfleger bestellt (2003: 7 121; 2002: 6 418; 2001: 5 483; hierzu
und zum Folgenden Salgo, FPR 2006, 7 bis 11). Die Qunote liegt bei bis zu 7 Pro-
zent aller mafSgeblichen Familienverfabren mit steigendem Trend, insbesondere anf-
grund einer zunehmenden Zabl von Umgangsrechtsverfabren. Beispielsweise wurden in
Schleswig-Holstein im Jahre 2005 bei insgesamt 20 466 Ebeverfabren oder Folgesa-
chen 239 Verfabrenspfleger bestellt (2004: 230 von 21 744, 2003: 190 von
20 950, 2002: 133 von 21 396). Aufgrund der bisherigen Schatzungen der Litera-
tur ist mit einer deutlichen Steigerung mindestens um das Vierfache u rechnen. Aus-
gebend von den bislang an die V erfabrenspfleger gezablten V ergiitungen ist allein fiir
Schleswig-Holstein mit Mebrausgaben von 500 000 bis 1 Mio. Euro zu rechnen.
Hochgerechnet auf die gesamte Bundesrepublik Deutschland belaufen sich die Mebr-
ansgaben anf 14,5 bis 29 Mio. Euro. Die Kostensteigerungen allein in diesemr Punfkt
sibersteigen _jeden vom Bundesministerium der Justiz angekiindigten Entlastungseffeket
des Gesetzentwurfes . 105

o INicht einzusehen ist, dass einem Verfabrensbeistand bzn. -pfleger bei entsprechender
Stundenzahl eine insgesamt hihere V ergiitung bewilligt wird als einem Rechtsanwalt.
Das Gesetz, gebt davon aus, dass ein Rechtsamwalt die Aufgaben des 1 erfabrensbei-
stands bzw. -pflegers ausfiillt. Daber ist es sachgerecht, fiir die 1 ergiitung des 1V erfab-
rensbeistands bzuw. -pflegers eine Hochstgrenge vorguseben, die sich an den typischer-
weise relevanten Gebiibrentatbestinden des RV'G orientiert. Das sind regelmdfSig die
Verfabrensgebiibr von 1,3 (Nr. 3100 V'V RV'G) und die Terminsgebiihr von 1,2
(Nr. 3104 V'V RV'G). Die sich danach ergebende Gebiibr von 2,5 ist allerdings
mafSvoll anf 2,0 Gebithren zu reduzieren, da der Rechtsanwalt als 1 erfabrensbevoll-
mdchtigter fiir diese Aufgabe besonders qualifiziert ist. Fiir die berufsmafSige Titigkeit
von Verfahrensbeistinden oder -pflegern ist eine entsprechend hohe Qualifikation je-

104 Stellungnahme des Bundesrates zu § 158 und § 174 FamFG, BT-Dss. 16/6308, S. 377,
Nr. 53.

105 Ebd.
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doch weder V oranssetzung noch kann sie regelmdfig fiir das 1 erfabren nutbar ge-
macht werden “. 100

Angesichts der nicht abreilenden Wiederholung der Bedeutung und des Vor-
rangs der Kindeswohlmaxime bei Politikern aller Parteien mag dieser Vorgang
als ein exemplum docens dafiir dienen, um zu iberpriifen wie Rechtspolitik in
Deutschland gemacht wird und was von solchen Beteuerungen, wenn es kon-
kret wird, zu halten ist, geht es doch bei der Gruppe von Minderjihrigen, die
auf einen qualifizierten und sensiblen Verfahrenspfleger bzw. -beistand zur
eigenstindigen Wahrnehmung ihrer Interessen angewiesen sind, um Minder-
jahrige, die bereits erheblich gefihrdet sind oder waren bzw. denen eine solch
massive Beeintrichtigung ihres Wohls droht. Erinnert sei in diesem Zusam-
menhang an die nicht enden wollende Debatte um ,,Kinderrechte in der Ver-
fassung®. Wie man auch immer zu dieser Auseinandersetzung steht, die Ver-
ankerung von ,,Kinderrechten in der Verfassung® kostet nur Druckerschwirze
und Papier. Ganz anders liegt der Fall bei der Sicherung einer qualitativen In-
teressenvertretung Minderjihriger — ,,representation ist not a token affair®.

Wie in keinem anderen Rechtsgebiet handelt sich auf diesem Gebiet des Kind-
schaftsrechts, in denen Verfahrenspfleger bzw. -beistinde eingesetzt werden,
stets um sehr individuelle Einzelfallentscheidungen auf einem zudem verfas-
sungsrechtlich hoch aufgeladenen Terrain. Weder bei der Rechtsfindung noch
bei dem dafiir erforderlichen Aufwand empfehlen sich Pauschalierungen. Dies
gilt fir den Zeitaufwand, den das Gericht aufwenden muss, dies sollte fiir den
erforderlichen Zeitaufwand, den ein Gutachter braucht und dies sollte auch
fir den Verfahrenspfleger bzw. -beistand gelten. Zweifelsohne haben, und hier
muss man dem Rechtsausschuss zustimmen, ,,Fallpauschalen® wesentliche
Vorteile, sowohl fiir den Staat als auch fiir den einzelnen Verfahrenspfleger
bzw. -beistand. Dies gilt allerdings nur dann, wenn diese ,,Fallpauschalen® so
bemessen sind, dass sie eine qualifizierte Wahrnehmung der iibertragenen
Aufgabe ermdglichen. Und hier bestehen sowohl beim Rechtsausschuss wie
auch beim Bundesrat Informationsdefizite um diese herausfordernde Aufga-
ben einer eigenstindigen Interessenwahrnehmung Minderjihriger. Die Annahme
des Bundesrates, dass ein ,,Rechtsanwalt als 1 erfahrensbevollmachtigter fiir diese Auf-
gabe besonders qualifiziert ist“\07 lisst sich weder aus der nationalen noch der in-
ternationalen Forschung belegen. Eher das Gegenteil: Allgemeinpraktiker aus
der Rechtsanwaltschaft ohne zusitzliche Aus- und Fortbildung fiir diese spezi-
fische Aufgabe haben gegeniiber qualifizierten Interessenvertretern mit ande-

106 Stellungnahme des Bundesrates zu § 277 FamFG, BT-Drs. 16/6308, S. 385, 3806,
Nr. 53.

107 Stellungnahme des Bundestates zu § 277 FamFG, BT-Drs. 16/6308, S. 386, Nt. 53.
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ren beruflichen Qualifikationen, die eigens fiir diese Aufgabe der Interessen-
vertretung Minderjihriger geschult worden waren, eher schlechter abgeschnit-
ten, ja sie waren sogar schlechter als angeleitete und supervidierte Studenten
der Rechtswissenschaft, die in den USA in den sog. Law Clinics solche Aufga-
ben teilweise iibernehmen. Die Verbidnde der Rechtsanwilte in den USA und
GroBbritannien riumen dies unumwunden ein und haben daraus ihre Konse-
quenzen gezogen.108

Welche Anforderungen stellen sich und tber welches Profil sollte man vor
dem Hintergrund zahlreicher in- und auslindischer Erfahrungen verfiigen, um
eine effektive, eigenstindige Interessenvertretung des Kindes im Verfahren —
wie es der Rechtsausschuss unter Bezugnahme auf das Bundesverfassungsge-
richt fordert — sicherzustellen? Das nachfolgende Anforderungsprofil beruht
auf zahlreichen in- und vor allem auslindischen Erfahrungen.

6. Anforderungsprofil an Verfahrenspfleger/-beistinde:

- solide Rechtskenntnisse auf dem Gebiet des Familien-, insbesondere
des Kindschaftsrechts;

- grundliche Kenntnisse auf dem Gebiet des Sozialrechts, insbesondere
SGB VIII;

- Beherrschung der Komplexitit des fir Kinder und Jugendliche rele-
vanten Familienverfahrensrechts;

- Kenntnisse der sozialen und psychischen Lebenssituation von Minder-
jahrigen, die auf eigenstindige Interessenvertretung angewiesen sind
(streitiges Umgangs- und/oder Sorgerecht, Misshandlung, Vernachlis-
sigung, sexuelle Ausbeutung, Fremdplatzierung, Adoption, freiheits-
entziehende Unterbringung rechtfertigende Ausgangslagen);

- Grundkenntnisse in Entwicklungspsychologie;

- Techniken und Kompetenzen, um Minderjihrige zu verstehen und mit
ihnen zu kommunizieren;

- Vermittlungskompetenzen;

- Kenntnisse der Angebote 6ffentlicher und freier Triger der Kinder-
und Jugendhilfe vor Ort.

108 Vol. Ludwig Salgo, Der Anwalt des Kindes, 1996, mit umfassenden Belegen.
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Aufgrund der durch Berufsausbildung erworbenen Grundqualifikationen er-
fullt keiner der vorhandenen Berufe das hier erforderliche Anforderungsprofil
ohne weiteres, so dass zusitzliche Qualifikationen in je unterschiedlichen Be-
reichen unausweichlich werden; dies betont z.B. die American Bar Association,
die gro3te Rechtsanwaltsorganisation der Welt, immer wieder. Eine ,,effektive
eigenstindige Interessenvertretung des Kindes® besteht niemals darin, zum
Kind hinzugehen, dort seinen ,,Willen abzuholen® und diesen sodann dem
Familiengericht zu tbermitteln. Es bestehen fundamentale Unterschiede zwi-
schen der Interessenwahrnehmung fiir einen erwachsenen Mandanten und der
unabhingigen Interessenvertretung Minderjahriger, nicht nur beziiglich des
Zeitaufwandes. Leider scheint diese intensiv gefithrte und umfassende Fach-
diskussion zu diesen Fragen keinen Eingang ins Gesetzgebungsverfahren ge-
funden zu haben. Kinder und Jugendliche brauchen zunichst Zeit — sie wer-
den oft auch nicht in die Kanzlei des Rechtsanwalts kommen kénnen — um zu
dem nicht von ihnen selbst, sondern von einem Getricht bestellten Verfah-
renspfleger Vertrauen zu finden; dann bedarf es fast immer eines lingeren
Prozesses der Verstindigung zwischen Verfahrenspfleger und Kind, um he-
rauszufinden, welche Losung dem Willen des Kindes, aber auch seinem Wohl,
am chesten entspricht. Zudem sind Kinder und Jugendliche nur zu verstehen,
wenn man ihre Ambivalenzen, Loyalititen und ihren Lebenskontext kennt.
Unter Bezugnahme auf das Bundesverfassungsgericht soll ein Verfahrenspfle-
ger nicht durch eine unzureichende Vergiitung von einer ,.effektiven eigen-
stindigen Interessenvertretung des Kindes“1% abgehalten werden. Genau dies
wird aber aufgrund der Pauschalierung (350/550 €) eintreten, weil kiinftighin
die Verfahrenspfleger sich nicht mehr mit demselben Arbeitsaufwand wie
bisher ihrer herausfordernden Aufgabe werden widmen kénnen.

7. Der Rechtsausschuss im vorauseilenden Gehorsam

Wie ist es aber wihrend des Gesetzgebungsverfahrens zu dieser Pauschalie-
rung gekommen, hatte doch der Regierungsentwurf die Beibehaltung, ja eine
bessere Absicherung der Vergilitungspraxis vorgesehen? Der Rechtsausschuss
des Bundestages hielt ,,eine wiinschenswerte Anndherung der 1 ergiitung der 1 erfah-
rensbeistande an die gebiibrenorientierte 1 ergiitung der Rechtsanwalte und ,,aus fiskali-
schen Griinden |[...] einen Gleichlauf mit der 1 ergiitung des Rechtsamwalts in Kindschaftssa-
chen” 110 fir erforderlich. Die Idee fur diesen ,,Gleichlauf“ entnahm der
Rechtsausschuss aus der Stellungnahme des Bundesrates zum Regierungsent-

wurf des FGG-RG:

109 Beschlussempfehlung Rechtsausschuss, BT-Drs. 16/9733, S. 294.
110 Ebd
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\INicht einzusehen ist, dass einem Verfabrensbeistand bzp. -pfleger bei entsprechender
Stundenzabl eine insgesamt hihere V ergiitung bewilligt wird als einem Rechtsanwalt.
Das Gesetz, gebt davon aus, dass ein Rechtsamwalt die Aufgaben des 1 erfabrensbei-
standes bzw. —pflegers ausfiillt. “111.

Entgegen den inzwischen empirisch belegten Erfahrungen von Jugendimtern
und Familiengerichten, vor allem entgegen der als sehr hilfreich empfundenen
Unterstiitzung durch die Minderjdhrigen, sieht der Bundesrat ,,die erheblichen
Kosten fiir die Justizhanshalte der Lénder |...] nicht durch entsprechende Nutzen aufgewo-
gen“112

Es ist mehr als bedauerlich, dass der Bundesrat die Erfahrungen der Praxis in
Jugendhilfe und Justiz, aber auch den empirisch belegten Forschungsstand
zum Verfahrenspfleger gem. § 50 FGG, auch wenn dieser noch Liicken auf-
weist, nicht kennt. Dieser Kenntnisstand beim Bundesrat offenbart sich auch
darin, dass dieser davon ausgeht, dass der ,,Rechtsanwalt als 1 erfabrenspfleger fiir
diese Aufgabe besonders qualifiziert3 ist und gipfelt in der Aussage: ,,Fiir die be-
rufsmajfsige "Idtigkert von 1V erfabrensbeistinden oder —pflegern ist eine entsprechend hobe
Qualifikation jedoch weder 1V oraussetzung noch kann sie regelmdfig fiir das 1 erfabren
nutzbar gemacht werden. '* Diese fir Verfahrenspfleger in Betreuungssachen
getroffene Feststellung kann keine Giiltigkeit fiir den Verfahrenspfleger gem.
§ 50f FGG beanspruchen.

Die ,,Kosten fiir die Justizhaushalte und die lingstens widetlegte Uberzeu-
gung, dass Rechtsanwilte alles kénnen und deshalb andere in keinem Falle
mehr als sie bekommen durften, das sind die schlichten, aber ausschlaggeben-
den Motivationslagen im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages und im
Bundesrat gewesen. Hinzu treten Unkenntnis der Forschungslage, Unkenntnis
und vollige Unterschitzung der herausfordernden Aufgabe eigenstindiger
Interessenvertretung Minderjdhriger, aber auch eine Ignoranz gegentiber den
Erfahrungen von Jugendhilfe und Justiz und Auferachtlassung der Stellung-
nahmen und Erfahrungen des Deutschen Kinderschutzbundes, der Diakonie,
der Caritas, des Deutschen Familiengerichtstages u.v.a.m.11>

11 Stellungnahme des Bundestates, BT-Drs. 16/6308, S. 386, Nr. 72.

112 Stellungnahme des Bundesrates zu §§ 158 und 174 FamFG, BT-Drs. 16/6308, S. 377,
Nr. 53. Der Bundesrat war schon in der 13. Legislaturperiode gegeniiber der Einfiihrung
von § 50 FGG duBlerst skeptisch; vgl. die Nachweise in Anm. 88.

113 BT-Drs. 16/6308, S. 386.
114 Ebd.
115 Vel. die Nachweise in Anm. 74.
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Wenn wirklich — wie der Rechtsausschuss und der Bundesrat Glauben machen
wollen — die Entschidigung des Verfahrensbeistandes an die der Rechtsanwil-
te angeglichen werden sollte, dann dringt sich die Frage auf, ob dem
Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages ein bemerkenswerter Fehler
unterlaufen ist oder ob eine Irrefiihrung beabsichtigt war: Dem Rechtsanwalt
steht der 2,5-fache Satz der Vergiitung, dem Verfahrenspfleger nur der 2-fache
Satz zu. Vor allem aber: Einem Rechtsanwalt steht die (zudem erhéhte) Hono-
rierung gesondert fiir jede weitere Instanz zu, dem Verfahrensbeistand hinge-
gen lediglich eine Pauschale (350 bzw. 550 €) auch dann zu, wenn von ihm ein
Rechtsmittel eingelegt wurde und Verfahren den Rechtsmittelgerichten durch-
gefiihrt worden sind, weil die einmalige Pauschale die gesamte Titigkeit bis zur
Beendigung des Verfahrens umfasst. Offensichtlich soll die Einlegung von
Rechtsmitteln durch den Vetrfahrensbeistand mittelbat, aber umso effektiver,
verhindert werden.

Die Pauschalierung in dieser Hohe und Reichweite in § 158 VII FamFG wi-
derspricht eindeutig den vom Bundesverfassungsgericht festgelegten
Grundsitzen fir die Vergltungspraxis und ist damit verfassungswidrig, weil
sie eine den subjektiven Interessen des Kindes gerecht werdende, verfassungs-
rechtlich gebotenen Standards der Kindesvertretung entsprechende Vorge-
hensweise des Verfahrensbeistands nicht mehr ermdglicht.116 Der Verfahrens-
beistand koénnte allein wegen der vollig unzureichenden Pauschalierung geno-
tigt sein, auf eine den Interessen des Kindes gerecht werdende Interessenver-
tretung zu verzichten — was nach den Grundsitzen des Bundesverfassungsge-
richts verfassungswidrig ist.

8. Die Kosten der Verfahrenspflegschaft

Die ,,Kosten fiir die Justizhaushalte®, wie hoch fallen sie denn nun wirklich
aus? Es ist vollig unbekannt bisher, wie viel pro Jahr aus den Justizhaushalten
der Bundeslinder fur den Ersatz der Aufwendungen und fiir die Vergiitung
der Verfahrenspfleger fir Minderjihrige gem. {§ 50, 70b FGG aufgebracht
werden muss. So wissen wir auch nicht, wie weit die Schere zwischen von den
Verfahrenspflegern beantragten und tatsichlich von der Staatskasse erstatteten
Kosten klafft: Wie viele Stunden pro Fall werden durchschnittlich in Ansatz
gebracht und vergiitet? Ebenso wenig bekannt ist, wie viele der an den Verfah-
renspfleger erstatteten Kosten den Eltern als Kostenschuldner auferlegt und

116 BVerfG vom 09.03.2004, 1 BvR 455/02, Rn. 31 und 33; vgl. auch Martin Menne, zur
pauschalierten Entschidigung des Verfahrensbeistands im kommenden Recht, ZKJ 2008,
S. 461, 462; Reinbard Prenzglow, Der zukinftige Verfahrensbeistand: Argumente fir eine
fallbezogene Vergiitungsregelung, ZKJ 2008, S. 464, 466.
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von diesen tatsichlich auch an die Staatskasse zurtckgefithrt werden konnten.
Mit einiger Miihe lieBe sich das alles aus den Gerichtsakten und den Justiz-
haushalten erheben. Trotz der dargestellten dullerst liickenhaften Datenlage zu
den Kosten koénnten Modellrechnungen gewisse Anhaltspunkte iiber den
Rahmen der Gesamtkosten der Verfahrenspflegschaft ergeben. Ausgangs-
punkt sind die Daten der Bundesstatistik und zusitzliche Annahmen, die als
solche gekennzeichnet sind. Aus Zeitgriinden muss auf linderbezogene Mo-
dellrechnungen verzichtet werden, die aber ohne weiteres méglich wiren und
auch fur die linderspezifische Entwicklung und die jeweilige rechtspolitische
Auseinandersetzung und Fortbildung in der Justiz von Bedeutung sein koén-
nen. Zugrunde gelegt wird in der Modellrechnung der bisher geltende Stun-
densatz in Hohe von 33,50 € pro Stunde!'” fiir einen Verfahrenspfleger mit
einer abgeschlossenen Hochschulausbildung oder mit einer vergleichbaren
abgeschlossenen Ausbildung. Nicht eingegangen sind in diese Modellrechnung
die stark variierenden und ebenfalls zu erstattenden Aufwendungen. Es wird
auf das Jahr 2005 Bezug genommen, weil sich nur bis dahin eine eindeutige
Datenlage zu den Bestellungen gem. § 50 FGG belegen ldsst.

Modellrechnung:
Abgeschlossene Verfahren bundesweit im Jahre 2005 8.765
Stundensatz nach geltendem Recht 33,50 €

Angenommene durchschnittlich abgerechnete
Stundenzahl pro Fall 25

Bei dieser Modellrechnung liegen die Ungewissheiten bei der angenommenen
Stundenzahl von durchschnittlich 25 Stunden pro Fall. Rabe kommt pro Fall
auf einen Mittelwert von 22 Stunden,!!8 was nach Ansicht von Praktikern als
zu niedrig erscheinen durfte. Pro Minderjidhrigem entstehen unter der Annah-
me von 25 Stunden pro Fall an Kosten fiir die Vergiitung des Verfahrenspfle-
gers 837,50 €. Danach wiirden sich, wenn allen Verfahrenspflegern, die gem.
§ 50 FGG bestellt waren, der hochste Stundensatz zu erstatten gewesen wire,
die Gesamtkosten der Vergiitung (ohne Aufwendungen) auf 7.340.687,50 € in
einem Jahr in allen Bundeslindern belaufen. Bei einer Gesamtzahl von
10.535.485 Minderjahrigen zum Stichtag 31.12.2004 wiren das 1,72 € pro
Minderjihrigem pro Jahr. Solche Uberlegungen relativieren die ,Kosten fiir
die Justizhaushalte®, zudem miissen von diesem Betrag die von den Eltern als

117 Gem. § 1 12 Nr. 2 BVormVG.
118 Rabe (Anm. 95), S. 437, 438.
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Kostenschuldner wieder zu erlangenden Betrige in Abzug gebracht werden,
um festzustellen, welche Betrige letztendlich aus Steuermitteln aufgebracht
werden miissen. Ein Frankfurter Banker hatte sich 1994 dadurch ins Abseits
gebracht und damit das Unwort des Jahres kreiert, dass er im Zusammenhang
von offenen Handwerkerrechnungen des Bauléwen Schneider in Héhe von
etwa 50.000.000 DM von ,,peanuts® sprach. Wiirden die Bedarfsschitzungen
von Balloff/ Koritz von ca. 30.000 Fillen pro Jahr zugrunde gelegt,!! so sihe die
Modellrechnung wie folgt aus: 30.000 x 25 x 33,50. Unter Zugrundelegung des
Stundensatzes von 33,50 € ergibe sich ein Betrag von 25.125.000 €, was einem
Aufwand von 837,50 € pro Fall entspriche. Verfahrenspfleger brauchen sich
nicht zu scheuen, auch tiber Geld zu reden — zum Beispiel tiber diese Zahlen
oder etwa dartber, welche Dienstleistungen dieser Qualitit und mit diesen
Anforderungen unter den heutigen Verhiltnissen fiir 33,50 € pro Stunde zu
haben sind. Die Diskussion um die Vergiitung des Verfahrenspflegers hat in
Deutschland einen unertriglichen Umfang angenommen und hitte vom Ge-
setzgeber beendet werden miissen; jetzt beginnt sie von Neuem. Auf ein Ende
dieser Diskussion, nicht aber auf eine vollige Infragestellung dieser erfolgrei-
chen noch jungen Rechtsfigur, hatten sie gehofft, um mehr als enttiduscht zu
werden.

Nicht ohne Grund frustrierte Verfahrenspfleger, die sich auf eigene Kosten
eine Zusatzqualifikation erworben haben, stehen vor der fiir sie existentiellen
Frage, ob sie wegen der Pauschalierung tiberhaupt noch Verfahrenspflegschaf-
ten nach dem Inkrafttreten des FGG-RG am 01.09.2009 werden tbernehmen
koénnen. Hier geht der Staat mit gesellschaftlichen Ressourcen mehr als leicht-
fertig um, obwohl gerade an qualifizierten Verfahrenspflegern nach wie vor ein
grofler Bedarf besteht, und was noch mehr ins Gewicht fillt: Er versagt ohne-
hin bereits schwer belasteten Kindern und Jugendlichen in fir sie beziiglich
ihres weiteren Lebensschicksals Weichen stellenden Verfahren eine qualifizier-
te Interessenvertretung, die sich im notwendigen Umfang ihren Anliegen
widmen kann. Bei im Ubrigen groBer Zufriedenheit mit Arbeitsfeld und Auf-
gabe dullerten in der Untersuchung von S#itze/ gerade beziiglich ,,Vergiitungs-
problemen wegen ungeklirter Rolle” Verfahrenspfleger die meiste Unzufrie-
denheit: , Existenzsicherung nicht miglich, keine berufliche Perspektive, raubt uviel
Energie, mindert Engagement, andere Tdtigkeiten finanziell lobnender, gute inbaltliche
Arbeit nicht miglich “120 Dieser belastenden Situation setzt der Gesetzgeber noch
eins drauf, indem er erkennbar unzureichende Fallpauschalen, die noch die
gesamten Auslagen decken missen, festsetzt. Trotz der Fragwirdigkeit von

19 Rainer Balloff Nikola Koritz, Handreichung fur Verfahrenspfleger, 2006, S. 92.
120 Sttzel (Anm. 80), S. 163.
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Fallpauschalen wiren sie wegen der Vermeidung von birokratischem Auf-
wand — allerdings nur dann — hinnehmbar, wenn sie den erforderlichen durch-
schnittlichen Aufwand einer qualifizierten Interessenvertretung und die Ne-
benkosten abdecken wiirden. Zudem misste unter auBergewohnlichen Um-
stinden eine nicht pauschal zu begrenzende Erhohung durch den Richter
moglich sein. Uber die Motivationslage der Rechtspolitik lieBe sich noch treff-
lich spekulieren: Verfahrenspfleger sind unbequem, sie missen sich erforderli-
chenfalls auch zwischen die Stuhle setzen, sie mussen uns immer wieder auf
Unzulinglichkeiten aufmerksam machen, und dafiir sollen sie auch noch, unter
Umstidnden sogar noch hoher als ein Rechtsanwalt, vergiitet werdenr! Zu Spe-
kulationen tber die Motivationen der Rechtspolitiker, konkret der Mitglieder
des Rechtsausschusses, gibt das Plenarprotokoll der abschlieBenden Entschei-
dung des Bundestages zusitzlichen Anlass. Die vom Rechtsausschuss empfoh-
lene Pauschalierung der Verfahrensbeistandsvergiitung musste offensichtlich
selbst in den Fraktionen der die Regierung tragenden Mehrheit durchgesetzt
werden.!?! Wihrend der Rede des Abgeordneten Waunderlich (DIE LINKE) gab
es einen bemerkenswerten, im Plenarprotokoll aufgenommenen Zwischenruf
des Abgeordneten Stinker (SPD) — beide sind Mitglieder des Rechtsausschus-
ses:

Wunderlich (DIE LINKE):

WWarnm es zu diesen 350 Enro bzw. 550 Euro gekommen ist, wissen wir doch. Es
watrde gesagt: Schimpfen Sie mit uns! Meckern Sie mit uns! Das ist ein Zugestandnis
an die Lander. — Andernfalls wiirde das Gesetz, im Bundesrat nicht verabschiedet.
Aus Finanzgriinden werden bestimmte |V erfabrenskosten festgelegt.

Zwischenruf Stinker (SPD):

WWenn Sie so etwas hier erzablen, mache ich mit Ihnen nie wieder ein Berichterstatter-
gesprdch!*

Wunderlich (DIE LINKE):

o Letztendlich ist es ein Eingestiandnis beziiglich der finanziellen Situation der Lander.
Sie ist auch Grund dafiir, dass im familiengerichtlichen Bereich keine zusdtzlichen
Mittel zur Verfiigung gestellt werden.

Warum der Abgeordnete Szinker (SPD) so aufgebracht war an dieser Stelle,
dass er sich zu diesem drohenden ,,Ordnungsruf hinreillen lie, bleibt offen.

121 Vgl. Protokoll der 2. und 3. Lesung des FGG-RG, 173. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages am Freitag, dem 27.06.2008, Hinweis in der Rede der Abgeordneten Granold
(CDU/CSU), Mitglied des Rechtsauschusses.
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Moglich geworden ist diese Entscheidung zur Pauschalierung sicherlich wohl
auch, weil es an einer auch von der Anzahl der Stimmen her starken Oppositi-
on im Deutschen Bundestag derzeit mangelt. Interessant wire es zu erfahren,
wie viele der dieser rechtspolitischen Entscheidung zustimmenden Volksver-
treter sich zugleich fir eine Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz
stark machen.

Die federfithrenden Ausschiisse Recht und Finanzen des Bundesrates haben
u.a. mit nachfolgender Begriindung empfohlen, dem FGG-RG zuzustimmen:

o Der Kritik des Bundesrates ist hierbei in folgenden Punkten Rechnung getragen wor-
den:

Das Gesetz nimmt nunmebr eine Begrengung der Bestellungsgriinde von 1 erfabrens-
beistanden vor. Dariiber hinaus erfolgt eine Differenzierung swischen einem einfachen’
und einem ,erweiterten’ Aufgabenkreis. Der erweiterte’ Aufgabenkreis muss vom Ge-
richt konkret festgelegt und begriindet werden. Die 1 ergiitung des 1 erfahrensbeistan-
des wird panschaliert und nach dem jeweiligen Aufgabenkreis gestaffelt. Im Normal-
fall erhdlt der 1 erfabrensbeistand kiinftig 350 Euro, soweit ihm weitere Aufgaben
sibertragen werden 550 Euro (jeweils einschlieflich Aufiwandsentschadignng und
Mebrwertstener).

Der Bundesrat hat am 19.09.2008 dem FGG-RG zugestimmt — es tritt am
01.09.2009 in Kraft.

IV. Resiimee

Mit der neuen Umgangspflegschaft verabschiedet sich der Gesetzgeber vom
Grundsatz, dass Eingriffe in das elterliche Sorgerecht erst bei (nicht anders
abwendbaren) erheblichen Kindeswohlgefihrdungen zulidssig sind. Bleibt zu
hoffen, dass die Praxis mit groiter Behutsamkeit von der Bestellung von Um-
gangspflegschaften Gebrauch macht, insbesondere dann, wenn Umgang gegen
den Kindeswillen durchgesetzt werden soll, was sich aus rechtlichen, fachli-
chen und ethischen Griinden verbietet.

Die massive Bedrohung der eigenstindigen Interessenvertretung Minderjihri-
ger — die bislang eine Erfolgsgeschichte zu werden schien — tritt am 01.09.2009
in Kraft. Verfahrenspfleger/-beistinde werden sich auf die neue verglitungs-
rechtliche Situation einzustellen haben, mit welchen persénlichen Konsequen-
zen, das kann nur von ihnen beantwortet werden. Es wire schade, insbesonde-
re fur die auf qualifizierte und einfiihlsame Verfahrenspfleger/-beistinde an-
gewiesenen Minderjihrigen, wenn allzu viele dieser erfahrenen und bewihrten
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Interessenvertreter Minderjahriger sich von diesem bedeutsamen, aber auch
herausfordernden Arbeitsfeld abwenden miissten, geht es doch bei der Grup-
pe von Minderjahrigen, die auf einen Verfahrenspfleger bzw. -beistand zur
eigenstindigen Wahrnehmung ihrer Interessen angewiesen sind, um Minder-
jahrige, die bereits erheblich gefihrdet sind oder waren bzw. denen eine solch
massive Beeintrichtigung ihres Wohls droht.

Sicherlich: Auf die Situation vor 1998 sind wir noch nicht zurtickgeworfen,
aber es gilt in mihsamer Arbeit die Rechtspolitik davon zu tiberzeugen, dass
diese Fehlentscheidung alsbald korrigiert werden muss.



Anhang zum Beitrag von Ludwig Salgo

192

9opuaq YaIs $2 INYQ() U2FIP UI [[OS UIS[0Id
UOSIOJ JOP UOA SOPUTY SOP SUNUTDL], 9UID UUIM ¢

99purgaq YaIs $9 INYq() UIIIP UT [[0S U3
-[0J39 UOSIOJ JOP UOA SOPUTS] SIP SUNUUDLT, OUID UUIM fy

Guwoy 3yden

-9¢] UT 98J0SUIUOSIOJ JOP SuNnydIZIuT oSIPUBIS[OA
JOPO ISIOMIA) TP TUIA ‘SYIN|ZIISI0) TIYDIFITINg
$9p ©9991 pun 9997 §§ uop yoru uaryesIOA UL T

JEEOM HQUNuﬁwm CM D@quCDQOwHDnH HOT MCSQMMNHCMH
OwﬂucwﬁmSO\w HD—UO UWMUB—MUH O:u uuom »wQUSJNquOO QUQU
TE28ng s9p 9991 pun 9991 §§ uop yoru uaryEIIA UT °¢

39pO “(5yaNnqz1989.0) TBOYIIEFIT

-ing $p ©9991 9991 §§) 35t uopungoa
9870SUOU0SIO U2IWESIF JOP SUNYDIZIuG
TP JOPO JN[IWE,] JOUTAS TOA SIPUTS

SOp SUNUUDLT, 9P UUIP I[W ‘PUIS S[YOM
-SOpUrY| P FUNpIYEJor) UaSom UdW
~UBUGEIA SUIYBJIDA SOP PULISUITIL) 7

Y38
Z1ESU2S00) WIYDI[QIYID UT JOIONID A UIYDI[Z12593
JOUIS WP NZ SIPUTS] SIP 9SSIIAIUT SEP UUIM “|

Jﬂoub Nummhﬁmuo WYDI[aY I UL Jo3o1I9 A UIYD
|:Nuuw®m JOUIIS WP NZ SOPUTH] SOP ISSIFIU] Sep UUIM ¢

9UoIs Z1esUISa0) Woyd
-I[qPYID U 19191139 A UDYDI[Z19593 JOUIOS
Wop NZ SIPUTS] SIP ISSIIANUT SEP ']

98enueaq
SOIp pun 1T IOPUS[[OA JYEB(SUIQI ] SEP PUTS] SEP UUOM |

YOIFOPFOFID 93 Fop T IsT SunIsag A1 (7)

YI[FOPFOFID [93Y Fop Ut IsT Sunyisag A1 (7)

uuaM YIIIIP
30339 [98Y] Jop ur 1st SunyEisag (T (2)

NS

LUEMMTHO@MD UISS2121UT FoUIoS MESELQCNLN\N/ mnz mvﬂu
1008 ‘UD[[1$9q NZ PULISIOSUIIYEIID A U10US003
DU ‘UDJJO310q UOSIOJ JUIDS TP ‘UIYDLSSIFEYISPUTS
Ut puTS] USHIYEFopUTW WP 18y 1YL se(T (1)

.uwﬂ LUEHM@HO'«.HD CmeOHDHCH Hwiﬂwm MCBELDC

-IUE X\ INZ SIIP JPMOS UI[[23I$9q NZ PUBISIOGSUIIYEBFII A
U210US[093 UU ‘UIJJOTIaq UOSIdJ dUIS JIP ‘UIYDELSSIFLYDS
-pury] ut pury uaBLyghopuIl wop ey IREY se( (1)

*JST YII[FOPIOJID UISSITNU]

JoUTS SUNWIYDUIYE A\ INZ SITP IMOS
UO[[9182q UDIYEJII A SOPUJJOIIOQ UOSID]
SUIAS U J1J JOSI[J UDUI PUTS] U3
-IFYelIopuI wop uuey 1yd1an) secy (1)

(€cL6/91 "s1@-19
‘Gunsse,J 919PIYISqLIdA T g WOA) D Juwre g6T §

(80€9/91
SYONIQ- LG PrnmuasSunidrday) o ywe ger §

99305 §

ogweq 851 §/994 0§ § nz ssdoufg :Fuequy




193

Anhang zum Beitrag von Ludwig Salgo

*SOPUTS] SIP 91T A FOYDI[Z19533 IYIIU IST

I "UOSI[UID [PNIISIYDIY SOPULS] SIP 9SSOTOIUT W ULy
PUBISIOQSUDIYEYID A J9(] “UopuNISoq nz SunSenjneag op
pun uaSaNZ1807 1RUOY Sundengneag Jop Surjw) pun
1Py T8 IYPLDL) SE(] USNIMNZIW PULISUIFIFSUIYLIIIA
P Foqn FUNPEFY USYIIUYDUIIATLD JOUD U0
-OPUEISTYZ WL JIMOS UIYNY NZ SIPULS] SIP Udu0sId
-$3NZa¢ U2INPA PUN UINH TP W PEIdsor) ‘oden
-Joqn 2qESINY AUYINZILSNZ P PULISIISUIIYEJIO A WP
YDA SEP UULY| IY2182q STUFOPIOJFH U S[[EJ[OZUTH

SOP UDPUEBISW () UDP (DU 19MOG "UIUWIOJUL NZ IS A\
J910US1003 UT SUSIUEIIO A SIP SuESsny UoydIsow pun
JNE[qY ‘PULISUSGI) Toqn PUT] SEP ey I "UBunq Nz
Um0y IZ UOIYEJID A UIYDIPYIEIS WT PUn UI[[ISNZISf
SOPUTS] SOP 9SS2INUT SEP I8 PUEISIOASUIIEIIA 3T (§)

*SOPUTS] SOp F910MID A
JOUDI[Z19893 JYDIU IST F5] "UISI[UID [ONTWSIYIIY SIPUTS]

SOP 9SSOJIUT WI UULY PULISIIQSUIIYLIIO A JO(] TSI
PUPISUISISSUIIYEIID A UDP JOqN SUN[IFIY UIYIIWYIUIIA
-UTO JOUID USWWONIPUEISTZ WE IIMOS UIYNJ SIPUT] 9P
uouosiadsdnzog uarNPM pun UIN[H Uap W aydridsan)
Uone 30 TULY U2ESINY JOUIdS SUNNF N7/ "UIIS[UIOJUT
Nz 95104\ F910US[93 UT SUDTYEJI A SOP SuLSsny uoydISow
pun Jne[qy ‘purIsUISIL) Ioqn PULY| Sep 1eY 35 "UISULIq Nz
SunIP.O) INZ UDIYEJId A UYDIPYDIEIS W pun Ua[[2Isnzisay
SOPUTS] SOP 9SS9I0IUT STP 1B PULISIIASTIIYLIIdA FO(T (1)

“TeqIUD9J UL SIPUBISC[OS IYDIU PUTS SWYLUEL] U930
-TeIop FOUI SUNUYDIQY P A1M0S Sungayjny usdp 19po
SPUBISIDASUIIYEITD A SOUID SUN[21sa¢] (T "UopunIsoq

0z SunproydsIuapu] Jop UT SIIP ST ‘e SPULISI]SUS
\ﬁ-ﬂhb\/ Releie] Mgﬂwumum MDU UoA T mDNudmn—< muﬁu CD%PM
UDP UT IYITOL) SEP YIS “TIF0ZBNZUTY UDFYLJId A WnZ
J31[210¢] S[E SUN[[ASI¢] SUS YDINP PIM J5] “TI[[2IS]
NZ YITSOW 1M g OS IST PUBISASURIYEId A 3(T (€)

“FEqIUD9JUE SIPULISA[IS IYIIU PUTS W LY

-~geIN U2SHIEIOP IOU Funuyd[qy SIp 2Imos Sungayyny
UDFOP FOPO SPUEBISIIQSUIIYEITI A SIULD SUN[2189¢ (T "UIP
-unisoq Nz SuUNpRYISIUIPUL JOP UT SITP IST ‘e SPULISII]
-SUDIYEJFO A SOUTD SUN[[2ISIE FOP UOA 7 SIZIBSAY SIP UI[[E,]
UOP UT YDA SEP 1YIIG "TOS0ZIINZUIY UDIYELIId A WNZ
1013I[1219¢] SE SUNJ[ISIE] OUIOS YDINP PIIM JH "UI[[2I$q

Nz YI1[30W oI YNIJ OS IST PULISIIASUaIULJId A (T (€)

1331194 SIpUTY] $Ip

UOSIJ 1P 21p ‘BapuNISoq Nz Funprayds
-JUE] J9P UI SATP IST OS ‘qB UdIYBJIIA

SEp 107 SIOT[FJ SOUT SunIsag IOp
UOA UDJ[E,] USAIP UT IYDLIIL) SBP 1A

JWWOS] JYIENIG UT $1Y223s3ULIw) sop Suns{uesyds
-2¢ SUDIPUISIA DU JIPO SSN[UYISSNY JIP UUIA °G

JWWOY IYILAIE UT SIYOIISTULs
W) $9p SUNYUBIYDSIE DU FIPO SSN[UYISSNY FIP UUIM “Q

1p0
Udqey PULISULSID) WNZ SUNUPIOULSUIIIIdA dULD
JOPO SOPUTY] P IqESSNEII[] I JIP VIIYBJIIA UI f

19pO uaqey @G.muwcynuwwo wnz MCSE@&OGNwG&OﬁO?—aO\/
QU2 JOPO SIPULY SIp MJNWWSNHDE 1p 21p AGMHL.N««&M\/ ur-g

38T (SYoNqz39s90) uaydIFISme sap 7891 §)
U2SnYPIFqsSUESW ) Fopo FomILdsuaqY T
wop ‘ToNTSIY WP UOA FIPO (SYIN
719890 UAYIIEATIMG 9P § SqV €91 §)
10s30da39[] ] JOP UOA SOPUTY SIP W LU
-89\ OIp SUDIYEJIOA SOP PULISUIFID) °¢




Anhang zum Beitrag von Ludwig Salgo

194

‘udgopronzyne
UDISOS] OUTY PUIS PUEISIOSUIIYEIII A WI(T (8)

‘uad
-2[J2NZJNE UIISOY AU PUIS PUBISIIASUIYLIII A W(T ()

‘puaydardsiua [ sqy 891 § 1118 vaSiqn

W] "US[YTZ NZ SSSTASIEVIG IOP Snv $31918 purs Fumn3
19\ 9P PUN Z1ESIPSTUNPUIAJNY JO(T "B JONISZILS
-w() Spud[EjUL FumnSId A SIP JNE AP AMOS UIFunp
-UOAJNY JOUOPUELISIUD 1JLYISPULISIOSUIIYEIID \ JOP
yo1[sse[ue Z1esy yne ayonidsuy yone 18 Sumnsio A
21 "0IN (GG JNe SUMINGId A TP YIS IYOUID ¢ ZIeg
$ Z3eSqY YOBU UDQESJNY UOoA SunSenroq() JOp IE.]
wy ‘oI ()¢ TOA YO UT Sumnsro A om:mﬁcﬁ our
PUBISIOQSUDIYEJII A JOP I[EUID WIYnJos Sigewsjnioq
1JeYISPULISIIASUDIYLIID A OIP PIA\ ‘Puoyd2rdsiuo
1°sqV L2z § 118 spueisioqsuaiyesio A uadigewusiniag
JYDTU $OP USUNPUIMINY UOA ZIBSIF Uap g (1)

"puoypardsiud /7 § IS spuwisioqsuoryeo A\ Sop
Sumnsio A oIp pun uaSunpuIMINY UOA ZIesIF Uap g (1)

'e/9 § puoayoardsiua yors
UOWWNSq STSI[JJ SOP SuUMINSIIA 1P
pun uaSunpuamjny woa zyesy 197 (S)

*SUDIUEJID A\ SOP SSN[YISY UISASTOS Wop W g
J9pO SuUNpRYISIUL UIPUIY

-OI[UDSqE TIIYEJIIA SEP FIP JFEISIYIAY Jop W ']
‘P uaqOyISINE

JOUIFOA JYOIU TS TIDJOS Iopud Sunfaisag 1T (9)

"SUDIUEJID A\ SOP SSNUISQY UISNSTOS WIp W g
Jopo SunpRYISIuT
UDPUGIIYISAL UIYLIID A\ SEP JOP JL{SIYIAY Jop W |

PIM U
-OUaSJNE JOYIOA JYITU 9FS UIPJOS JopUa Sunyisag a1 (9)

SUDTULIIDA
SO SSN[UISQY UISNSUOS WP W 7
JOPO SUNPPYISIUT UIPUIEIIYISqL

UDIUEJIO A SEP JOP JJUASIYINY FOp W |

‘PIA UIQOYDTINE IIYFOA

JYOTU 1S UIDJOS 1pud Junaisagy 21(T (1)

‘uop
-JOA\ U219TIIOA UISSOWITUL U2ISNYIBUWI[OAISUITYE]

-IA U210USIS UIIIPUE WU FOPO I[LATLSIYINY
WU UOA SIPUTY] SIP UISSIINUT P UUIM ‘UIPIIM
U2qOYAFJNE JOPO TIQII[QINTN [[OS FuN[so¢ 91(T (S

"UOPIOM UDIOTIOA TISSOWISUE UAINYILW
-[[OADQSUDIYEIID A U2IOUSIF UDIOPUL WATID JOPO I[EM
-UBSIYI9Y WIUID UOA SIPUTY SIP UISSIIAIU] 1P UUIM VP
-19M T2OYAFNE F9PO BIGIGINUN [[0s Sunfisag 21T (S

"UIpIOM UIOR
-JOA UDSSOWOSUL UISNYDBW[[OAISTI
-[EBJI0 A U1OUSI008 UIOPUL WoULd JOPO
[EMULSIYIY WIUID UOA SIPUTY SIP
UISSOTOIUT O1P UTIM ‘UIPIOM UIqOya3 ne
19pO UAqRIqIAIUN 08 SunpIsag (T ()




Autoren und Herausgeber 259

Autoren und Herausgeber

Prof. Dr. Michael Coester, Universitait Minchen

RiOLG Dir. Isabell Gitz, Oberlandesgericht Miinchen

PrasI.G Dr. Rose Hénfsermann, Landgericht Tibingen

RiAG Dirk Hornikel, Referent im Bundesministerium der Justiz, Berlin
Prof. Dr. Volker Lipp, Universitit Gottingen

RiOLG Joachim Maier, Obetlandesgericht Stuttgart

Prof. Dr. llona Ostner, Universitit Gottingen

RAén Ingeborg Rakete-Dombek, Rechtsanwiltin und Notarin, Berlin
Prof. Dr. Ludwig Salgo, Universitit Frankfurt am Main

Prof. Dr. Eva Schumann, Universitit Gottingen

RiOLG Heinrich Schiirmann, Oberlandesgericht Oldenburg

Prof. Dr. Barbara eit, Universitit Gottingen

RegDir Heiko Wagner, Referatsleiter im Bundesministerium der Justiz, Berlin



Dieser Band dokumentiert die Vortrage des ersten ,Familienrechtlichen Forums
Gottingen®, das am 28. Juni 2008 stattgefunden hat. Unmittelbar vor dem Ab-
schluss des Gesetzgebungsverfahrens erorterten Experten aus Wissenschaft,
Politik und Praxis das im September 2009 in Kraft tretende ,Gesetz Uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit“ (FamFG). Der Band enthilt einen Uberblick iiber die Grundziige
des neuen Familienverfahrensrechts sowie Analysen und Stellungnahmen zu
einzelnen Bereichen. Dabei werden schwerpunktmaRig das neue Rechtsmittel-
und Vollstreckungssystem, das Hinwirken auf Einvernehmen, das Vermittlungs-
verfahren, der Verfahrensbeistand, der Umgangspfleger und das Verfahren bei
Kindeswohlgefahrdung behandelt. Dariiber hinaus wird eine interdisziplindre
Perspektive durch die soziologische Einordnung der derzeitigen Reformen in
den Kontext der allgemeinen Familien- und Sozialpolitik eroéffnet.

Band 6 der Reihe ,Gottinger Juristische Schriften®

Die Reihe wird von der Juristischen Fakultdt der Georg-August-Universitat her-
ausgegeben und macht Veranstaltungen an der Fakultit einer interessierten Of-
fentlichkeit zuganglich.

/| GEORG-AUGUST-UNIVERSITAT
GOTTINGEN

ISBN: 978-3-940344-64-9 g g2 Q]
Sl T 2 Universitatsverlag Gottingen




	Volker Lipp, Eva Schumann, Barbara Veit (Hg.)                               Reform des familiengerichtlichen Verfahrens
	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Das neue Familienverfahrensrecht Röse Häußermann
	I. Einleitung
	II. Einige Bemerkungen zum Allgemeinen Teil des FamFG
	III. Allgemeine Bemerkungen zum Familienverfahrensrecht im FamFG
	IV. Einige Bemerkungen zu einzelnen Familiensachen
	V. Ausblick

	Verfahren in Kindschaftssachen Michael Coester
	I. Begriff und Grundkonzeption
	II. Internationale Zuständigkeit
	III. Vorrang und Beschleunigung, § 155 I FamFG
	IV. Einvernehmen
	V. Verfahrensbeistand, § 158 FamFG
	VI. Schlussbemerkung

	„Familienversagen“ und Familienpolitik Ilona Ostner
	I. Einleitung
	II. Die soziale Konstruktion von Problemen oder Kindeswohlgefährdungals „problematisches Problem“
	III. „Familienversagen“
	IV. „Entfamilisierung“ als politische Strategie und radikalerPolitikwechsel
	V. Entfamilisierung und Elternvorrang
	VI. Triebkräfte und Akteure des Wandels

	Die Neuregelungen zum gerichtlichen Hinwirken auf Einvernehmenund zum Vermittlungsverfahren des Gerichts nach demFamFG-Entwurf            Heiko Wagner
	I. Allgemeine Ausgangsposition
	II. Einvernehmliche Konfliktlösung – konkrete rechtlicheAusgestaltung in Kindschaftssachen
	III. Vermittlungsverfahren – konkrete rechtliche Ausgestaltung inKindschaftssachen

	Einvernehmliche Konfliktlösungen und VermittlungsverfahrenAnmerkungen aus anwaltlicher Sicht            Ingeborg Rakete-Dombek
	I. Neue Sprachregelungen
	II. Vorrang- und Beschleunigungsgebot, § 50e FGG, § 155 FamFG
	III. § 630 ZPO wird abgeschafft (Art. 29 Nr. 15 FGG-RG)
	IV. § 135 FamFG: Außergerichtliche Streitbeilegung über Folgesachen,Obliegenheit zur Teilnahme an einem kostenfreien Informationsgespräch
	V. § 137 FamFG: Zweiwochenfrist
	VI. § 156 I 1 FamFG: Hinwirken auf Einvernehmen
	VII. § 50f FGG n.F., § 157 FamFG: Erörterung der Kindeswohlgefährdung
	VIII. § 89 FamFG: Ordnungsgeld statt Zwangsgeld
	IX. § 158 IV FamFG: Aufgaben des Verfahrensbeistands
	X. Neufassung § 1684 III BGB und § 1685 III BGB durch Art. 50 FGGRG:Umgangspflegschaft
	XI. § 52 III FGG n.F.20
	XII. § 163 FamFG: Begutachtung oder Erzielung des Einvernehmens,Frist für den Sachverständigen
	XIII. § 165 FamFG: Vermittlungsverfahren
	XIV. Insgesamt

	Einvernehmliche Konfliktlösungen und VermittlungsverfahrenAnmerkungen aus richterlicher Sicht Joachim Maier
	Die Änderungen des FamFG-Entwurfes im Instanzenzug und inder Vollstreckung Heiko Wagner
	I. Rechtsmittel
	II. Vollstreckung

	Das FamFG in Familienstreitsachen1 Heinrich Schürmann
	I. Prozessordnung und materielles Recht
	II. Ein Unterhaltsverfahren
	III. Fazit

	Verfahrensbeistand und UmgangspflegerWas ändert die FGG-Reform? Dirk Hornikel
	I. Der Verfahrensbeistand
	II. Der Umgangspfleger

	„Ein Schritt nach vorn, zwei Schritte zurück“?! – KritischeAnmerkungen zur Installierung des Umgangspflegers undzur Revision der Verfahrenspflegschaft im FGG-RG Ludwig Salgo
	I. Einleitung
	II. Der Umgangspfleger
	III. Verfahrenspfleger (§ 50 FGG) und Verfahrensbeistand(§ 158 FamFG)
	IV. Resümee

	Verfahrensbeistand und Umgangspfleger nach dem FamFG –wahre Interessenvertreter des Kindes? Barbara Veit
	I. Der Verfahrensbeistand
	II. Der Umgangspfleger
	III. Fazit

	Die Neuregelung des Verfahrens bei KindeswohlgefährdungEin Blick auf die gesetzlichen Grundlagen Dirk Hornikel
	I. Erörterung der Kindeswohlgefährdung
	II. Überprüfung von Entscheidungen
	III. Vorrang- und Beschleunigungsgebot
	IV. Fazit

	Verfahren bei KindeswohlgefährdungAnmerkungen aus der Sicht der gerichtlichen Praxis Isabell Götz
	I. Vorrang- und Beschleunigungsgebot, § 155 FamFG
	II. Erörterung der Kindeswohlgefährdung, § 157 FamFG16
	III. Persönliches Erscheinen in Gewaltfällen
	IV. Herstellen von Einvernehmen
	V. Überprüfungspflicht, § 166 III FamFG
	VI. In eigener Sache

	Stärkung und Schutz des KindeswohlsStehen die aktuellen Reformen mit Art. 6 GG in Einklang?Eva Schumann
	I. Einführung
	II. Der Rechtsbegriff „Kindeswohl“ im BGB und SGB VIII
	III. Die Vorverlagerung staatlicher Eingriffsbefugnisse durch dasKindeswohlmaßnahmengesetz vom 4. Juli 2008
	IV. Die Reform im Kontext „nachhaltiger“ Familienpolitik
	V. Grenzen der Familienpolitik

	Autoren und Herausgeber



